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1 EINLEITUNG 

Das gegenständliche Verfahren der Gemeinde Jaidhof betrifft die Änderung des Flächenwid-
mungsplans. Die geplanten Änderungsbereiche betreffen sowohl das Bauland, Verkehrsflä-
chen, als auch Grünland. 
 
Das örtliche Raumordnungsprogramm der Gemeinde stammt aus dem Jahr 2003 (Rechtskraft: 
30. Juni 2003), es wurde bisher zwölf Mal geändert. Für die Gemeinde ist auch ein Örtliches 
Entwicklungskonzept erlassen, dessen Festlegungen einer strategischen Umweltprüfung un-
terzogen und aufsichtsbehördlich genehmigt ist. Dieses wurde im Rahmen der 12. Änderung 
des ÖROPs überarbeitet. 
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2 ÜBERSICHT DER ÄNDERUNGSPUNKTE 

 
Das gegenständliche Änderungsverfahren behandelt folgende Punkte: 
ÄP KG Gst. Beschreibung Darstellung 
1 Eisen-

graben 
84, 
85, 
86, 
87, 
88, 
89 

Widmung von Grün-
land-Freihaltefläche-
Siedlungsentwicklung 
– Offenlandfläche 
zu Bauland-Agrarge-
biet-Aufschließungs-
zone 

 
 
 

 
 

 

1 Eisen-
graben 

83, 
84, 
85, 
86, 
87, 
88, 
89, 
68, 
67, 
91/1, 
93/2 

Widmung von Grün-
land-Land- und Forst-
wirtschaft - Offenland-
fläche 
und Grünlandfreihal-
tefläche – Offenland-
fläche 
zu  
Grünland-Grüngürtel-
Siedlungseingrünung; 
Grünland-Grüngürtel-
Retention und Emissi-
onsschutz; 
Grünland-Grüngürtel-
Emissionsschutz;  
Grünland-Grüngürtel-
Retention 
 

2 Eisen-
graben 

454 Widmung von Grün-
land-Land- und Forst-
wirtschaft – Offenland-
fläche – Siedlungsent-
wicklung zu Baulanda-
grargebiet – Vertrags-
bauland und Befris-
tung 
Und Verkehrsfläche 
Öffentlich - Gemein-
destraße  
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3 Eisen-
graben 

446/
2 

Widmung von Grün-
land-Land- und Forst-
wirtschaft – Offenland-
fläche – Siedlungsent-
wicklung zu Baulanda-
grargebiet – Vertrags-
bauland und Befris-
tung 
 

 

4 Eisen-
graben 

96 Widmung von Grün-
land-Land- und Forst-
wirtschaft – Offenland-
fläche – Siedlungsent-
wicklung zu Baulanda-
grargebiet – Vertrags-
bauland und Befris-
tung 
Und Verkehrsfläche 
Öffentlich - Gemein-
destraße 

 

5 Eisen-
berger-
amt 

286/
2 

Widmung von Bauland 
Betriebsgebiet zu 
Bauland Agrargebiet 
mit Grünland Grüngür-
tel Verhindern von Ein- 
und Ausfahrten 
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6 Eisen-
graben 

85, 
86 

Widmung von Grün-
land-Land- und Forst-
wirtschaft - Offenland-
fläche 
zu Grünland Photovol-
taikanlage und Grün-
land-Batteriespeicher-
anlage 
 
 

 
 
 
 

 
 
 

7 Eisen-
graben 

70, 
72 

Widmung von Grün-
land-Land- und Forst-
wirtschaft – Offenland-
fläche zu Grünland-
Batteriespeicheran-
lage 
 

8 Eisen-
graben 

438/
1 

Widmung von Grün-
land-Land- und Forst-
wirtschaft – Offenland-
fläche zu Grünland-
Batteriespeicheran-
lage 
 

 

 

9 Eisen-
berger-
amt 

126/
1 

Widmung von Grün-
land Hofstelle zu 
Grünland-Freihalteflä-
che und Erhaltenswer-
tes Gebäude im Grün-
land 
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9 Eisen-
berger-
amt 

313 Widmung von Grün-
land Hofstelle zu 
Grünland-Freihalteflä-
che und Erhaltenswer-
tes Gebäude im Grün-
land 

 

10 Eisen-
graber-
amt 

1088 Widmung von Ver-
kehrsfläche Öffentlich-
Gemeindestraße zu 
Grünland- Land- und 
Forstwirtschaft 

 

11 Eisen-
graber-
amt 

1086 Widmung von Ver-
kehrsfläche – Öffent-
lich Gemeindestraße 
zu Verkehrsfläche Pri-
vat 
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12 Eisen-
graber-
amt 

452, 
449, 
447, 
418, 
423, 
424/
1, 
424/
2 
625, 
626, 
617, 
623, 
622, 
630/
1, 
621/
1 

Widmung von Grün-
land Land- und Forst-
wirtschaft zu Ver-
kehrsfläche Öffentlich 
– Gemeindestraße 
und Verkehrsfläche 
Öffentlich Gemein-
destraße zu Grünland 
Land- und Forstwirt-
schaft 

 

13 Jaidhof 218, 
219, 
217/
2 

Rückwidmung von 
Bauland-Wohngebiet 
in Grünland- Land und 
Forstwirtschaft- Offen-
landfläche 
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3 WEITERE NEUERUNGEN DURCH DAS NÖ DEREGULIERUNGSGESETZ (NO-
VELLIERUNG NÖ ROG 2014) 

Mit dem NÖ Deregulierungsgesetz 2025 wurde unter anderem das NÖ Raumordnungsgesetz 
2014 novelliert. Die einschlägigen Änderungen sind mit 1. Jänner 2026 in Kraft getreten. Ziel 
des Deregulierungsgesetzes ist es, Verwaltungsverfahren effizienter, rascher und bürgernäher 
zu gestalten. Der betreffende Gesetzgebungsakt wurde unter der Geschäftszahl Ltg.-798/XX-
2025 eingebracht und am 23. Oktober 2025 vom NÖ Landtag beschlossen. 
Eine wesentliche Änderung betrifft die gesetzlichen Änderungsanlässe für örtliche Raumord-
nungsprogramme. Dabei wird nun stärker zwischen dem Örtlichen Entwicklungskonzept als 
strategischem Planungsinstrument und dem Flächenwidmungsplan als umsetzungsorientier-
tem Instrument der örtlichen Raumplanung differenziert. 
Im gegenständlichen Verfahren werden ausschließlich Änderungen des Flächenwidmungspla-
nes behandelt. Diese stehen im Einklang mit den Zielsetzungen und Inhalten des Örtlichen 
Entwicklungskonzeptes und dienen damit der Konkretisierung der strategischen Entwicklungs-
absichten auf Ebene der Flächenwidmung. 
Nach der neuen Rechtslage darf ein Flächenwidmungsplan unter anderem dann abgeändert 
werden, wenn dies der Verwirklichung der Ziele des Entwicklungskonzeptes dient oder wenn 
die Änderung zur Vermeidung erkennbarer Fehlentwicklungen oder Entwicklungsdefizite er-
forderlich ist. Diese Tatbestände sind nun ausdrücklich und eigenständig für Änderungen des 
Flächenwidmungsplanes geregelt. Damit trägt der Landesgesetzgeber dem Umstand Rech-
nung, dass raumordnungsfachliche Anpassungserfordernisse nicht ausschließlich auf Ebene 
der langfristigen strategischen Planung im Örtlichen Entwicklungskonzept entstehen. Vielmehr 
können Fehlentwicklungen oder Entwicklungsdefizite auch auf der konkreten Ebene des Flä-
chenwidmungsplanes erkennbar werden und dort eine zeitnahe planungsrechtliche Bereini-
gung oder Anpassung erforderlich machen. Der Flächenwidmungsplan erhält dadurch eine 
stärkere Funktion als flexibles, umsetzungsbezogenes Planungsinstrument. Während das Ört-
liche Entwicklungskonzept weiterhin die langfristige räumliche Entwicklungsrichtung vorgibt, 
dient der Flächenwidmungsplan der konkreten rechtlichen Umsetzung dieser Zielsetzungen 
und der sachgerechten Reaktion auf erkannte örtliche Entwicklungsbedarfe. 
 
Die gegenständlichen Verfahrensunterlagen zum Änderungsentwurf des Flächenwidmungs-
planes wurden daher auf Grundlage der seit 1. Jänner 2026 geltenden Rechtslage sowie unter 
Berücksichtigung der Erläuterungen zum Antrag betreffend das NÖ Deregulierungsgesetz 
2025, Ltg.-798/XX-2025, ausgearbeitet. 
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4 GEPLANTE VERORDNUNG 

 

Verordnung 

 

Gemeinde Jaidhof 
Örtliches Raumordnungsprogramm 2003 

13. Änderung-Entwurf 
 

 

§ 1 

 

Der Gemeinderat der Gemeinde Jaidhof ändert gemäß § 25 iVm § 24 NÖ ROG 2014 das 
Örtliche Raumordnungsprogramm ab. 
 

 
§ 2 

 

(1) Die Widmung und Nutzung der einzelnen Grundflächen wird so abgeändert bzw. festgelegt, 
wie dies in dem von der Kommunaldialog Raumplanung GmbH, Riefthalgasse 12, 3130 Her-
zogenburg, GZ 25064E, verfassten Plan auf dem Planblatt 1, 2 und 3 dargestellt ist. Diese 
Pläne sind Bestandteil der Verordnung. 
 

(2) Das Bauland ist teilweise in Aufschließungszonen untergliedert, folgende Freigabebedin-
gungen werden neu festgelegt: 
 

Bauland-Agrargebiet-A8 (KG Eisengraben): 
a) Funktionsgerechte Fertigstellung und Auspflanzung des Grüngürtels entlang des 

nördlichen Randes des neuen Abschnittes der Landesstraße 7054 
b) Vorlage eines behördlich bewilligten Teilungsplanes mit dem Nachweis zur Schaffung 

von mindestens sieben Parzellen  
 

Bauland-Agrargebiet-A9 (KG Eisengraben): 
a) Vorlage eines behördlich bewilligten Teilungsplans mit dem Nachweis zu Schaffung 

mit mindestens neun Parzellen 
b) einer widmungsgemäßen Bebauung des Baulandbereichs des BA-A8-F5 im Ausmaß 

von mindestens 80% der ausgewiesenen Bauplätze 
 
Bauland-Agrargebiet-A10 (KG Eisengraben): 

a) Vorlage eines behördlich bewilligten Teilungsplans mit dem Nachweis zu Schaffung 
mit mindestens drei Parzellen 

b) einer widmungsgemäßen Bebauung des Baulandbereichs des BA-A9-Vt26 im Aus-
maß von mindestens 80% der ausgewiesenen Bauplätze 

 

Bauland-Agrargebiet-A11 (KG Eisengraben): 
a) Vorlage eines behördlich bewilligten Teilungsplans mit dem Nachweis zu Schaffung 

mit mindestens drei Parzellen 
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§ 3 

 
Diese Verordnung tritt nach ihrer Genehmigung durch die NÖ Landesregierung und ihrer da-
rauffolgenden Kundmachung mit dem auf den Ablauf der zweiwöchigen Kundmachungsfrist  
folgenden Tag in Kraft. 
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5 GRUNDLAGENFORSCHUNG NACH § 25 ABS 4 

 
Inhaltlich beschäftigt sich die Änderung mit erhaltenswerten Gebäuden im Grünland, Neuwid-
mungen von Bauland-Agrargebieten, Anpassungen an den Naturstand, Umwidmung von Bau-
land-Betriebsgebiet zu Bauland-Agrargebiet, Widmungen von PV-Anlagen, sowie PV-Spei-
cheranlagen und die Widmungen von Grünland-Grüngürteln mit unterschiedlichen Funktions-
arten. Um § 25 Abs 4 gerecht zu werden, werden nachfolgend die Themen Bevölkerungsent-
wicklung, Baulandbilanz und Naturgefahren dargestellt. 
 
Aufgrund der Novellierung des NÖ Raumordnungsgesetzes 01.01.2026 sind nun die Unterla-
gen zur Grundlagenforschung bei Änderungsverfahren unabhängig vom Änderungsinhalt alle 
drei Jahre aktualisiert vorzulegen und im Erläuterungsbericht zu beschreiben. Unklar ist, ab 
wann der Landesgesetzgeber den Beginn dieser Dreijahresfirst sieht. Es könnte damit durch-
aus auch gemeint sein, dass die Aktualisierungspflicht beim ersten Verfahren nach der neuen 
Rechtslage durchgeführt werden muss. Der Motivenbericht zum Deregulierungsgesetz gibt 
dazu auch keine Erklärungen. Um diesen Rechtsunsicherheiten vorzubeugen, werden im ge-
genständlichen Verfahren folgende Themen behandelt: 
• Bevölkerungsentwicklung (einschließlich die durch die gegenständliche Änderung indu-

zierte Bevölkerungszunahme) 
• Baulandbedarf (unter Berücksichtigung der Baulandreserven und der beobachteten und 

abschätzbaren Entwicklung im Baubestand) 
• Naturgefahren (insbesondere in Hinblick auf unbebautes Bauland und davon ableitbaren 

Handlungsverpflichtungen) 

 
Die Bevölkerungszahl liegt Ende 2025 bei 1.225 und ist seit über 30 Jahren tendenziell stei-
gend. Es ist zu erwarten, dass sich dieser Trend auch in der Zukunft fortsetzt. Von 2011 bis 
2021 stieg die Wohnbevölkerung um circa 3,2%, was deutlich über dem Wert des Bezirkes 
liegt. 
 
 
Die aktuelle Baulandbilanz zeigt ca. 16% Baulandreserven, was in absoluten Zahlen 8,2ha 
bedeutet. Ein Großteil der Reserven befinden sich im Bauland-Agrargebiet und im Bauland-
Betriebsgebiet. Die Gemeinde ist durchzogen von Streusiedlungen mit Objekten im Grünland, 
von welchen viele als Leerstand zu verzeichnen sind. 
 
 
In der Gemeinde sind folgende Gefährdungspotenziale aus naturräumlicher Sicht bekannt: 

• Gefahrenhinweiskarte Sturzprozesse 
• Gefahrenhinweiskarte Rutschprozesse 
• Gefahrenhinweiskarte Hangwasser 
• Gefahrenzonenplan 

 
Die für die inhaltliche Änderung relevanten Grundlagen werden direkt beim Änderungspunkt 
erläutert. 
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5.1 Thema Bevölkerungsentwicklung 
 
Die Bevölkerungsentwicklung in den letzten 30 Jahren war leicht steigend, dieser Trend wird 
sich wahrscheinlich so fortsetzen. Das bedeutet, dass ein mäßiges Wachstum in Bezug auf 
die Flächeninanspruchnahme und Siedlungsentwicklung zu erwarten ist. 

 

Figure 1: Darstellung der Bevölkerungsentwicklung mit dem Indexjahr 1869 

 
Das dargestellte moderate Bevölkerungswachstum macht in der Gemeinde neues Wohnbau-
land erforderlich, wobei die vorgesehenen Flächen bereits im Entwicklungskonzept als Sied-
lungserweiterungsflächen ausgewiesen sind. Im Zuge des Änderungsverfahrens sollen ein-
zelne Potenzialflächen mobilisiert werden, wenngleich die insgesamt 22 Parzellen den kurz-
fristigen Bedarf übersteigen und daher mittelfristig zu betrachten sind. Bei einem erwarteten 
Bevölkerungszuwachs von rund bis zu 56 Personen in den nächsten zehn Jahren ist die Bau-
landerweiterung grundsätzlich nachvollziehbar, eine sofortige vollständige Aktivierung aller Be-
reiche wäre jedoch nur bedingt zweckmäßig (vgl. Statistik Austria). Zur Vermeidung eines 
Überangebots und zur Sicherung einer geordneten Entwicklung sollen die Aufschließungszo-
nen gestaffelt und schrittweise aktiviert werden. Dadurch kann die Baulandmobilisierung bes-
ser an die natürliche Bevölkerungsentwicklung angepasst werden. 
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5.2 Thema Baulandbedarf 
 
Baulandbilanz vor dem 13. Änderungsverfahren: 

 
 

Bewertete Baulandreserven und Entwicklung im Bestand 

Eine qualitative Analyse des nicht-bebauten gewidmeten Baulands gibt nähere Einblicke in die 
räumliche Aufteilung und Ursachen, aus welchem Grund einzelne Grundstücke noch nicht be-
baut sind. Eine Mehrfachkategorisierung ist möglich. Die Baulandbilanz und das nachstehende 
Anteilsdiagramm umfassen jedoch keine Doppelzählung von Flächen. 
 
Die bewerteten Baulandreserven kategorisieren sich in folgende Kriterien: 
Zeitnahe Bebauung wahrscheinlich 
Gemeindeeigentum: Diese Flächen liegen im Eigentum der Gemeinde 
Baulandbefristung: Flächen, die bis zum Ende der gesetzten Frist nicht bebaut sind werden 
in die angegebene Folgewidmung umgewidmet 
Projektierung (kurzfristige Realisierung) 
Vertragsraumordnung: Auf diesen Flächen wurde das Instrument der Vertragsraumordnung 
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angewendet und ein „Bauzwang“ auferlegt 
Zeitnahe Bebauung bedingt wahrscheinlich 
Aufschließungsabgabe bezahlt 
Aufschließungszone: Die Bebauung dieser Flächen ist mit einer Bedingung verbunden 
Parzelliert 
Zeitnahe Bebauung unwahrscheinlich 
Altreserve (Reserve aus Zeit vor Baulandmobilisierung): Altreserven sind nicht verfügbare 
Flächen im Privateigentum, welche für den familieneigenen Bedarf zurückgehalten werden 
und nicht befristet oder durch Verträge gesichert sind 
Hausgarten oder bebaute Nebenfläche 
Bewaldet (Rodungsbewilligung erforderlich) 
Infrastruktur fehlt 
Parzellierung fehlt: Flächen die aufgrund der Größe, Anordnung oder Struktur der Grundstü-
cke erst parzelliert werden müssen, um eine sinnvolle Bebauung zu ermöglichen 
Unbebaubar: Aufgrund von naturräumlichen Gegebenheiten oder Beschaffenheit sind diese 
Flächen nicht bzw. nur schwer bebaubar 
Unbebaubare Restfläche: geringe Größe, fehlender Anschluss an das öffentliche Gut 
 
Bewertete Baulandreserven:  
Die unten aufgeführten Kategorien sind derzeit im Gemeindegebiet vertreten. Die Bewertung 
der Baulandreserven wurde nach Baulandkriterien und der beobachteten Entwicklung im Bau-
bestand seit 2016 durchgeführt. Dies soll eine Übersicht geben, inwiefern Baulandreserven 
bestehen und welche Art von Mobilisierung notwendig ist, diese bereits zu Bauland gewidme-
ten Flächen bebauen zu können. 
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Abbildung 1: Eigene Darstellung der bewerteten Baulandreserven nördliches Eisenbergeramt Richtung Preinreichs 
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Abbildung 2: Eigene Darstellung der bewerteten Baulandreserven Eisengraben 



Ört l i ches  Raumordnungsprogramm 2003   13.  Änderung,  Entwur f  

 
 
 
 

 
   

E-18 

 
 

 

Abbildung 3: Eigene Darstellung der bewerteten Baulandreserven Jaidhof/ südlich des Ökodorf 
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Abbildung 4: Eigene Darstellung der bewerteten Baulandreserven südliches Jaidhof 
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Abbildung 5: Eigene Darstellung der bewerteten Baulandreserven Betriebsgebiet südlich Eisengraben 

 

Abbildung 6: Eigene Darstellung der bewerteten Baulandreserven Schwagerlacken 
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Figure 2: Aufteilung der bewerteten Baulandreserven unterteilt in Widmungsarten 

 

Figure 3: Aufteilung der bewerteten Baulandreserven 

 
Die Abbildungen 1-6 zeigen die Verortung der bewerteten Baulandreserven, die Diagramme 
2-3 zeigen die Aufteilung in die verschiedenen Kategorien. Die Aufteilung findet einerseits in 
die Kategorien der Bewertung und andererseits in die verschiedenen Widmungsarten des Bau-
landes statt. Somit wird eine Übersicht generiert, anhand welcher zukünftige Schritte besser 
geplant werden können.  
Insgesamt bestehen derzeit 7,3 Hektar Baulandreserven. In Hinblick auf die Bevölkerungsent-
wicklung und Anzahl ist dies als moderat zu bewerten. Eine maßvolle Siedlungsentwicklung 
kann angestrebt werden, vor allem unter Berücksichtigung der unzugänglichen Baulandre-
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serven, die sich seit Jahrzehnten unbefristet in Privateigentum befinden. Der größte Anteil der 
Baulandreserven besteht im Bauland-Agrargebiet mit circa 2,8 Hektar (Stand GWR Daten 
01.2026).  
 
Beobachtung im Bestand:  
Die folgenden Abbildungen zeigen nun das Gemeindegebiet und die beobachtete Entwicklung 
im Bestand. Hierbei wurden die Bautätigkeiten in den Jahren von 2016 bis 2026 genau be-
trachtet. Dafür wurden wieder eigens Kategorien eingeführt, welche unten näher erklärt wer-
den. Die Abkürzungen stehen für die Art des bebauten Baulandes und die Zahl bezeichnet das 
Jahr der Bauperiode (Ende) der GWR-Daten.  
 

 

Figure 4: Legende zum beobachteten Baubestand 

 

Abbildung 7: Eigene Darstellung Beobachtete Entwicklung im Baubestand Eisenbergeramt nördlich Schmutz/ Klaffl 
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Abbildung 8: Eigene Darstellung Beobachtete Entwicklung im Baubestand Eisengraben 

 

Abbildung 9: Eigene Darstellung Beobachtete Entwicklung im Baubestand Jaidhof/ Ökodorf 
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Abbildung 10: Eigene Darstellung Beobachtete Entwicklung im Baubestand Gittenberger/ Jaidhof 600 

 

Figure 5: Eigene Darstellung der Beobachtung im Baubestand 

 
Die Betrachtung der Figure 5 lässt deutlich erkennen, dass die Bautätigkeiten im Gemeinde-
gebiet meist Erstbebauungen sind, dennoch häufig vertraglich gesichert waren. Das bedeutet 
die Neuversiegelung von Böden kann als Problem in der Gemeinde gesehen werden. Vor die-
sem Hintergrund stellt sich die Frage, welche Anreize geschaffen werden können, um Verdich-
tung, Umbau und Sanierung zu fördern und damit dem weiteren Bodenverbrauch entgegen-
zuwirken. 
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Beobachtung der Leerstandsentwicklung:  
 

 

Abbildung 11: Eigene Darstellung der Leerstandsdaten nach GWR im gesamten Gemeindegebiet 

 
Die Leerstanddaten wurden den aktuellen GWR-Daten entnommen und unter Zuhilfenahme 
der Werte der gemeldeten Haupt-, sowie Nebenwohnsitzern generiert. Dabei wurden wieder-
rum die Daten von 2016 mit den Daten von 2026 verglichen. Nicht erkennbar sind in diesem 
Fall die Daten aus dem Jahr 2016, da sich seitdem die Nutzung keines Leerstandobjektes 
verändert hat. Daher sind in der Abbildung keine rot-orangen Punkte erkennbar. 
 
Abbildung 11 zeigt in grün-orange jene Leerstände, die 2026 noch als Leerstand identifiziert 
wurden, grün-grün jene, die bereits einen GWR-Gebäude Punkt besitzen, jedoch noch keinen 
Wohnsitz gemeldet haben. Bei diesen Punkten handelt es sich also um Neubauobjekte, die 
zum Stichtag noch nicht bezogen waren. 
 
Conclusio: 
 
Zusammenfassend zeigt die Analyse, dass in der Gemeinde derzeit Baulandreserven in einem 
moderaten Ausmaß vorhanden sind. Die rechnerisch vorhandenen Baulandreserven lassen 
nur eingeschränkt Rückschlüsse auf die tatsächliche Bedarfsdeckung zu. Ein wesentlicher Teil 
dieser Reserven entfällt auf das Bauland-Agrargebiet und ist aufgrund privater Eigentumsver-
hältnisse bzw. eingeschränkter Verfügbarkeit nicht unmittelbar mobilisierbar. Die beobachtete 
Bautätigkeit der vergangenen Jahre weist überwiegend auf Erstbebauungen aufgrund von 
Widmungen mit verpflichtenden Mobilisierungsmaßnahmen hin, wodurch aber zusätzlicher 
Bodenverbrauch und Versiegelung weiterhin eine relevante Herausforderung darstellen. Trotz-
dem steht ein erheblicher Teil der vorhandenen Reserven dem Grundstücksmarkt bzw. Bau-
willigen nicht zur Verfügung und kann daher den konkreten Wohnbaulandbedarf nicht decken. 
Die geplanten Neuwidmungen dienen daher nicht der Ausweitung spekulativer Baulandreser-
ven, sondern der Schaffung eines tatsächlich verfügbaren, vertraglich gesicherten und 
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innerhalb einer bestimmten Frist zu bebauenden Wohnbaulandangebots. Durch den Bauland-
vertrag wird sichergestellt, dass keine neuerliche Baulandhortung entsteht und dort gebaut 
wird, wo Infrastrukturen vorhanden sind. 
Vor diesem Hintergrund erscheint eine maßvolle und gezielte Siedlungsentwicklung zweckmä-
ßig. Künftige raumplanerische Maßnahmen sollten daher insbesondere auf die Aktivierung ge-
eigneter Baulandreserven, die Förderung von Innenentwicklung, Verdichtung, Umbau und Sa-
nierung sowie auf einen sparsamen Umgang mit Grund und Boden ausgerichtet werden.  
 

5.3 Thema Naturgefahren - unter besonderer Betrachtung Gefahren durch 
Wasser:  

(insbesondere in Hinblick auf unbebautes Bauland und davon ableitbaren Handlungsverpflich-
tungen) 
 
Allgemein ist anzumerken, dass folgende Themenschwerpunkte in der Gemeinde eine Rolle 
in Hinblick auf Widmungsänderungen spielen und deshalb standortbezogen genau überprüft 
werden müssen.  
 

• Gefahrenhinweiskarte Sturzprozesse 

• Gefahrenhinweiskarte Rutschprozesse 

• Gefahrenzonenplan gelbe und rote Gefahrenzonen 

• HQ 30-Überflutungsbereiche 

• Hinweisbereiche Rutsch-/Sturzgefährdung 

• Gefahrenhinweiskarte Hangwasser 

 
Aufgrund der Änderungen durch das Deregulierungsgesetz sind die Gemeinden nunmehr ver-
pflichtet die Naturgefahren in Hinblick auf unbebautes Bauland gesondert herauszuarbeiten 
und erforderlichenfalls Handlungsverpflichtungen für konkrete Maßnahmen dokumentieren. 
 
Nach § 15 Abs. 7 NÖ ROG 2014 gilt: 
Zusammenhängende und unbebaute Flächen entlang von Fließgewässern, die von einem 30-
jährlichen Hochwasser überflutet werden oder für die in Gefahrenzonenplanungen rote Zonen 
ausgewiesen sind, sind als Grünland-Freihaltefläche-Retentionsfläche zu widmen. Die Auf-
sichtsbehörde weist laufend darauf hin, dass Gemeinden in diesen Fällen entsprechend § 15 
Abs. 7 und § 25 Abs. 4 handeln müssen. 
Das Ziel, Gefährdungen durch Hochwasser bei Widmungen zu berücksichtigen, ist selbstver-
ständlich vorrangig zu behandeln. Es gibt dabei aber durchaus Unklarheiten, welche Daten-
grundlagen für diese Rückwidmungen geeignet und bindend sind. Diese offenen Fragestellun-
gen werden aktuell mit den zuständigen Organen (Wasserrechtsbehörde) abgestimmt, um im 
Anschluss daran mit validen Unterlagen in ein Verfahren gehen zu können, das auch für die 
jeweils von der Rückwidmung betroffenen Grundeigentümer:innen nachvollziehbar und trans-
parent erkennbar ist.  
Der Gefahrenzonenplan für einen Bereich des Brucketbaches in Eisenbergeramt stammt aus 
dem Jahr 2006. Dies sind die einzigen Hinweiskarten für Gefährdungen im Gemeindegebiet.  
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Abbildung 12: Ausschnitt aus dem aktuellen Flächenwidmungsplan überlagert mit dem Orthofoto 

 
 

 

Abbildung 13: Ausschnitt aus der WISA-Karte mit der Darstellung der potentiellen Überflutungsflächen 
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6  BESCHREIBUNG DER ÄNDERUNGSPUNKTE – BAULANDWIDMUNGEN 

Allgemeine Hinweise zur Lesbarkeit 
 
In diesem Bericht sind auch Ergebnisse und Inhalte von Studien eingeflossen, die allgemeine 
raumrelevante Aussagen für die Gemeinde und die Kleinregion treffen. Die entsprechenden 
Texte sind in blauer Farbe und kursiv gekennzeichnet. 

6.1 Einleitung und Variantendarstellung (samt Entscheidung) 
Ein wesentlicher Teil des gegenständlichen Änderungsverfahrens betrifft die Ausweisung von 
neuem Wohnbauland. Die Grundlagenforschung, insbesondere die Analysen zum Baulandbe-
darf in Kapitel 6, zeigt, dass sich die Gemeinde Jaidhof in den vergangenen Jahren mit zwei 
zentralen Herausforderungen konfrontiert sah: einer positiven bzw. stabilisierenden Bevölke-
rungsentwicklung einerseits und einer eingeschränkten tatsächlichen Verfügbarkeit geeigneter 
Baulandflächen andererseits. 
Seit der Erstellung des Örtlichen Entwicklungskonzeptes im Jahr 2003 wurden neue Bauland-
widmungen durch die Gemeinde nur dort vorgenommen, wo eine zielgerichtete und zeitnahe 
Verfügbarkeit der Flächen sichergestellt werden konnte. Damit wurde bewusst vermieden, 
dass gewidmetes Bauland dauerhaft unbebaut bleibt, zu Hortungszwecken zurückgehalten 
oder primär als Wertanlage genutzt wird. Die Widmungspolitik der Gemeinde war somit auf 
eine bedarfsorientierte und tatsächlich umsetzbare Siedlungsentwicklung ausgerichtet. 
Die Lage in unmittelbarer Nähe zur Stadtgemeinde Gföhl macht Jaidhof zu einem attraktiven 
ländlichen Wohnstandort. Die bestehende Vielfalt an Wohnlagen, die dörflich geprägten Orts-
bereiche sowie die umgebende Kulturlandschaft tragen wesentlich zur Wohnqualität der Ge-
meinde bei. Diese Standortqualitäten spiegeln sich auch in der Bevölkerungsentwicklung wi-
der: Seit der statistischen Zähldekade 2001 bis 2011 ist eine ansteigende Bevölkerungszahl 
zu verzeichnen. Die bisherigen Widmungsimpulse haben damit erkennbar zur Stabilisierung 
und Weiterentwicklung der Gemeinde beigetragen. 
 
Dem Ziel, eine verstärkte Wohnbaulandentwicklung vorrangig im Gemeindehauptort Jaidhof 
mit seinen zentralörtlichen Einrichtungen wie Gemeindeamt, Kindergarten und Gasthaus zu 
konzentrieren, konnte trotz entsprechender Bemühungen bislang nur eingeschränkt entspro-
chen werden. Die topografisch geeigneten Flächen im Hauptort werden überwiegend von ak-
tiven landwirtschaftlichen Betrieben bewirtschaftet und stellen für diese ein wesentliches Be-
triebsgut dar. Sie stehen daher derzeit nicht realistisch für eine kompakte Siedlungsentwick-
lung zur Verfügung. Die naturräumlichen und eigentumsrechtlichen Rahmenbedingungen be-
grenzen somit das kurzfristig aktivierbare Entwicklungspotenzial im Gemeindehauptort erheb-
lich. 
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 Abbildung 14: Ausschnitt aus dem Örtlichen Entwicklungskon-
zept - Gemeindehauptort Jaidhof 

 

Abbildung 15: Ausschnitt ÖEK – Jaidhof mit Orthophoto 

 
 
Die Ausschnitte aus dem Örtlichen Entwicklungskonzept für den Gemeindehauptort Jaidhof 
verdeutlichen, dass jene Bereiche, die grundsätzlich für die Siedlungsentwicklung vorgesehen 
sind, Teil zusammenhängender agrarischer Wirtschaftsflächen sind. Gerade die ebenen und 
siedlungsstrukturell geeigneten Flächen stehen aktuell nicht für eine bauliche Entwicklung zur 
Verfügung. Eine Umsetzung der im ÖEK vorgesehenen Entwicklung im Hauptort ist daher im 
kurz- bis mittelfristigen Planungshorizont nur eingeschränkt möglich. 
 
Vor diesem Hintergrund erklärt sich, weshalb in der jüngeren Vergangenheit schwerpunktmä-
ßig in Eisengraben neues Wohnbauland ausgewiesen wurde. Die dort vorgenommenen, 
schrittweisen und bedarfsgerechten Neuwidmungen waren jeweils an eine gesicherte Er-
schließung, insbesondere an die Nutzung bzw. Errichtung genossenschaftlicher Wasserver-
sorgungsanlagen, gebunden. Mit der Errichtung der EVN-Wasserversorgungsleitung von der 
Donau in den Nordwesten Niederösterreichs wurde unter anderem auch Eisengraben an das 
öffentliche Wasserleitungsnetz angeschlossen. Diese infrastrukturelle Verbesserung schafft 
nun die Voraussetzung, bestehende Siedlungsansätze entlang vorhandener Infrastrukturnetze 
geordnet weiterzuentwickeln. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Ört l i ches  Raumordnungsprogramm 2003   13.  Änderung,  Entwur f  

 
 
 
 

 
   

E-30 

 
 

 

Abbildung 16: Ausschnitt aus dem Örtli-
chen Entwicklungskonzept-Eisengraben 

 
 

Abbildung 17: Ausschnitt ÖEK – Eisengra-
ben mit Orthophoto 

 
 
 
 

 
 
Die Flächen aus dem letzten Wid-
mungsverfahren in Eisengraben sind 
bereits bebaut oder verkauft und wer-
den auf Grundlage vertraglicher Si-
cherstellungen zeitnah bebaut. Die 
nun geplante Widmung ist daher nicht 
als Vorratswidmung, sondern als Fort-
führung einer nachweislich wirksamen 
und verfügbaren Siedlungsentwick-
lung zu bewerten. Sie dient zugleich dazu, jene rechnerisch vorhandenen Baulandreserven zu 
kompensieren, die im Planungszeitraum tatsächlich nicht aktivierbar sind. Gerade in Eisengra-
ben stellen die bestehenden Baulandreserven vielfach lediglich ein rechnerisches Bruttopo-
tenzial dar und sind daher für die kurzfristige Befriedigung des Wohnbaulandbedarfs nur ein-
geschränkt aussagekräftig. 
 
Die geplanten Neuwidmungen konzentrieren sich daher auf Flächen, bei denen eine zeitnahe 
Verfügbarkeit, eine gesicherte Erschließung und eine tatsächliche bauliche Umsetzung erwar-
tet werden. Damit wird vermieden, dass öffentliche Infrastrukturkosten langfristig in unbebau-
ten Flächen gebunden bleiben. Vielmehr sollen die bereits getätigten bzw. erforderlichen Inf-
rastrukturaufwendungen durch eine rasche Bebauung und Nutzung der Flächen innerhalb ei-
nes überschaubaren Zeitraumes wirksam refinanziert werden. 
 
 
In den folgenden Erläuterungen wird auf die Widmungsstandorte im Detail eingegangen. 
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6.2 ÄP 1 – Widmung einer Aufschließungszone in Eisengraben Süd-Ost 
 
Einleitung und Ausgangssituation 
In der Katastralgemeinde Eisengraben, die flächenanteilig die kleinste der Gemeinde ist, den-
noch einen Großteil der Bevölkerungszahl beheimatet, entsteht eine neue Aufschließungs-
zone. Die Gemeinde Jaidhof verzeichnet einen stetigen Zuwachs der Bevölkerungszahl. Seit 
1991 stieg die Zahl von 1065 auf 1225 im Jahr 2025. Dies hat unter anderem auch zur Folge, 
dass mehr Wohnraum benötigt wird. Um den Bedarf zu decken wurden bereits in Eisengraben 
einige Flächen zu Bauland-Agrargebiet umgewidmet. Einige dieser Flächen wurden mittler-
weile bebaut, einige Flächen sind noch als Vertragsbauland unbebaut. Die geplante neue Aus-
fahrt der B37, welche in die Landesstraße 7054 übergeht, soll neben dem neu entstandenen 
Umspannwerk (Jaidhof-Gföhl) vorbeiführen und die jetzige Streckenführung von südlicher 
Richtung ablösen. Die geplante Aufschließungszone wird im direkten Anschluss des neuen 
Kreuzungspunktes der L7054 entstehen. Mit diesem Ausgangsszenario wird gleichzeitig ein 
Grünland-Grüngürtel-Siedlungseingrünung, Grünland-Grüngürtel-Emissionsschutz und Grün-
land-Grüngürtel-Retention und Emissionsschutz gewidmet. Aufgrund der zu erwartenden Stei-
gerung des Verkehrsaufkommens und der damit einhergehenden Steigerung der Emissionen 
werden die Ausgleichsmaßnahmen zur Minderung der Auswirkungen zwischen dem Bauland-
Agrargebiet und der neuen Straßenführung in das Gesamtkonzept eingegliedert. Das Stra-
ßenkonzept hat zur Folge, dass der östliche Teil der L7054 zu einer Gemeindestraße und die 
Landesstraße hin zur Bundesstraße weitergeführt wird.  

Abbildung 18: Aus-
schnitt aus dem 
Plan - Darstellung 
der Änderungen 
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Abbildung 19: Ausschnitt aus dem aktuellen RegROP 

 

 

Abbildung 20: Ausschnitt aus dem Örtlichen Entwicklungskonzept 

 

Räumlicher Bezug 
KG Eisengraben: Gst. 83, 84, 85, 86, 87, 88, 89, 68, 67, 91/1, 93/2 
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Widmungsänderung 
Rechtskräftige Widmung: Grünland-Freihaltefläche und Grünland-Freihaltefläche-Offenland-
fläche-Siedlungsentwicklung (Gfrei-O-S), Grünland-Land und Forstwirtschaft 
Geplante Widmung: Bauland-Agrargebiet-Aufschließungszone-befristetes Bauland, Grün-
land-Grüngürtel-Emissionsschutz, Grünland-Grüngürtel Retention- und Emissionsschutz, 
Grünland-Grüngürtel-Siedlungseingrünung, Grünland-Grüngürtel-Retention 
Ausmaß circa 5.500m² (Bauland-Agrargebiet-Aufschließungszone - befristet)  
Ausmaß circa 4.800m² (Grünland-Grüngürtel-Siedlungseingrünung) 
Ausmaß circa 4.000m² (Grünland-Grüngürtel-Emissionsschutz) 
Ausmaß circa 3.300m² (Grünland-Grüngürtel-Retention und Emissionsschutz) 
Ausmaß circa 300m² (Grünland-Grüngürtel-Retention) 
 

Motivation und Interessensabwägung 
Die geplante Widmungsabrundung ist bereits im Örtlichen Entwicklungskonzept erkennbar. 
Die Abrundung befindet sich zwar am äußeren Rand der kompakten Siedlungsstruktur, den-
noch kann, vor allem in Hinsicht auf die zukünftige neue Ausfahrt der B37 eine kompakte Er-
weiterung am Siedlungsrand entstehen. Die zukünftige Landesstraße bildet somit die konkrete 
Siedlungsgrenze in diesem Bereich. Außerdem wurde ebenfalls im Örtlichen Entwicklungs-
konzept eine GA-Zone (Grünachse in und um den bebauten Ortsraum) festgelegt, welche nun 
durch die Grünland-Grüngürtel-Widmungen entlang der geplanten Straßenführung umgesetzt 
wird. Außerdem wird ein neuer Radweg mit dieser Straßenführung entstehen, welcher eben-
falls in den Umsetzungsmaßnahmen des Örtlichen Entwicklungskonzeptes für die gesamte 
Gemeinde festgelegt ist. 
In dem Bericht Klimacheck für potentielles Bauland, welches im Rahmen des Klimawan-
delanpassungskonzept Kampseen erstellt wurde, wurde die Siedlungserweiterungsfläche im 
Süden von Eisengraben genauer betrachtet. Die Untersuchungskriterien ergaben, dass das 
Erweiterungsgebiet theoretisch geeignet ist, dennoch bei einer Umwidmung die folgenden 
Punkte beachtet werden müssen. 
 
Die in gelber Farbe markierten Räume brauchen im Vorfeld von Detailplanungen eine nähere 
Betrachtung hinsichtlich der erforderlichen technischen und ökologischen Verbesserungsmaß-
nahmen. Diese Abschnitte sind nur „vorbehaltlich“ entsprechender Begleitmaßnahmen für Nut-
zungsveränderungen geeignet. Gerade diese Begleitmaßnahmen haben unter dem Gesichts-
punkt der ökologischen Verträglichkeit zu erfolgen und müssen in einem wirtschaftlich vertret-
baren Rahmen umsetzbar sein. 
Bezüglich Hangwassergefährdungen:  
Im potenziellen Aufschließungsgebiet der KG Eisengraben ist bei Regenereignissen 

durchaus mit Hangwässern zu rechnen. Hier werden zur sicheren Bebauung kleinräumige 

Maßnahmen notwendig sein. 
Bezüglich Naturschutzmaßnahmen: 
Großteils Ackerflächen, tlw. umzäunter Spielplatz, ganz im Westen eine der letzten Wiesen in 
diesem Bereich-Intensivgrünland Feldlerche 

1 Umwidmung aus Sicht Naturschutz vertretbar 
Erhalt Strukturelemente mit ausreichendem Pufferbereich 
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Abbildung 21: Ausschnitt aus dem Klimacheck für potentielles Bauland 2022 

 
Diese Flächen wurden bereits im Bericht Klimacheck für potentielles Bauland, welches im 
Rahmen des Klimawandelanpassungskonzept Kampseen, näher untersucht und für nähere 
Untersuchungen herausgefiltert. Vor allem in Bezug auf Hangwasserfließwege und auf Arten-
schutzmaßnahmen wurde damals hingewiesen. Daher kann auf eine SUP verzichtet werden. 
Die Grundlagenforschung wurde dennoch mit Augenmerk auf die angegebenen Punkte durch-
geführt und fachlich abgeklärt, sowie ausgearbeitet.  
Die geplante Siedlungsabrundung findet in einem Gebiet statt, in welchem eine typische länd-
lichen Bauweise vorherrscht. Die Aufschließungsbedingungen werden so gesetzt, dass die 
ortsübliche Bauweise fortgeführt werden kann, allerdings in Hinblick auf bodensparende Er-
weiterungen. Außerdem wird dieser Bereich eine Aufschließungszone mit der Auflage der Vor-
lage eines behördlich bewilligten Teilungsplans mit mindestens 7 Parzellen. Zusätzlich wird 
das Bauland auf 5 Jahre befristet. Diese Frist tritt erst in Kraft, wenn der Gemeinderat die 
Erfüllung der Vorgaben der Aufschließungszone beschließt. Bei fehlender Bebauung nach Ab-
laufen der Frist tritt automatisch die Rückwidmung zu Gfrei-O-S in Kraft.  
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Die Grüngürtel sind bereits im Straßenprojekt integriert und werden mit verschiedenen Wid-
mungszusätzen ausgestattet. Siedlungseingrünung, Emissionsschutz und Retention sollen 
den Auswirkungen der Landesstraße entgegenwirken. 
 
Die folgende Tabelle dokumentiert die Raum- und Umweltverträglichkeit der geplanten Wid-
mung. 
 

Raumordnungsfachliche 
Kriterien 

Beschreibung, Begründung 

Verbindliche Ziele (ROG, 
ÖEK) 

NÖ ROG 2014 § 1 Abs 2 Z 1c Ordnung der einzelnen Nutzungen in der 
Art, dass gegenseitige Störungen vermieden werden; 
Festlegung als Siedlungserweiterung im Örtlichen Entwicklungskonzept 
(ÖEK-Verordnungstext) bereits langfristig geplant: Die geplante Wid-
mung setzt einen kleinräumigen Teil davon um, der eine Abrundung an 
bestehenden Infrastrukturen darstellt 

Überörtliche Planungs-
festlegungen 

keine planerische Zielsetzung im Regionalen Raumordnungsprogramm 
(RegROP) Bereich Krems → kein Widerspruch 

Geordnete Entwicklung 
anderer Gemeinden 

Durch die räumliche Lage, die verkehrlichen und wirtschaftlichen Ver-
flechtungen der Gemeinden Jaidhof und Gföhl und die Nähe der Wid-
mungsänderungen zur Gemeindegrenze ist die geordnete Entwicklung 
zu beachten. Es kann davon ausgegangen werden, dass keine größe-
ren Auswirkungen durch die Widmungen entstehen. 

Änderungsanlass, raum-
ordnungsfachliche Be-
gründung 

NÖ ROG 2014 § 25 Abs 1a Z 1  … Verwirklichung der Ziele des Ent-
wicklungskonzeptes: ÖEK Verordnungstext: §6 Abs. (2) 
Eisengraben als potenzieller Wohn- und Wirtschaftsstandort; 
Fortsetzung der Bauweise, Verwendung der vorhandenen Infrastruktu-
ren;  
 

Öffentliches Interesse Förderung kompakter Siedlungsräume, sparsamer Umgang mit Grund 
und Boden;  
Stammverordnung Entwicklungskonzept: § 6 (2) 
4. Die vorhandenen infrastrukturell ausgestatteten Baulandreserven im 
Ortsgebiet sollen primär einer Verbauung zugeführt werden – Verdich-
ten statt Zersiedeln  
 

Standortwahl, Varianten-
vergleich 

Anschluss an bestehendes Siedlungsgebiet und bestehende Siedlungs-
strukturen; Flurteilung: durch die neue Straßenführung der L7054 sind 
die Flurstücke im oberen Bereich in der Nähe der Siedlung nicht mehr 
landwirtschaftlich nutzbar oder rentabel. Die Widmung zu Bauland-Ag-
rargebiet ist daher eine optimale Ausnutzung des Standortes im Sinne 
des Entwicklungskonzeptes. 

Geschlossene Siedlungs-
entwicklung 

Abrundung des Siedlungsbereichs – unterstützt die geschlossene Sied-
lungsentwicklung und einer beidseitigen Bebauung vorhandener Infra-
strukturen 

Berücksichtigung Sied-
lungsstrukturen 

Geringfügige Erweiterung und Abrundung bestehender Siedlungsstruk-
turen 

Sicherung anderer Stan-
dorteignungen  

Randbereich bereits bestehender Siedlung, landwirtschaftliche Eignung 
aufgrund der Lage in Wohnraumnähe nur bedingt gegeben, außerdem 
Teilung der Flure durch das Landesstraßenkonzept; betriebliche oder 
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andere Nutzungen aufgrund der Nähe zum Siedlungsgebiet nicht vor-
handen; 

Nutzungskonflikte, Ab-
schirmung 

Keine Nutzungskonflikte mit umliegenden Widmungen zu erwarten – 
Wohnen; Abschirmung zur neuen Straße gegeben 

Soziale Infrastruktur, Da-
seinsvorsorge 

Randbereich des Ortes -> kompakte Siedlungsentwicklung und Abrun-
dung des Siedlungsköpers 

Sozialverträglichkeit Randbereich bebaute Ortschaft -> kompakte Siedlungsentwicklung - 
siehe Kapitel der Grundlagenforschung – induzierte Bevölkerungszu-
nahme 

Bodenpolitik  

Bedarf (Baulandreserven, 
Innenverdichtung) 

Randbereich bebaute Ortschaft -> kompakte Siedlungsentwicklung; 
es sind keine verfügbaren  
geplante Neuwidmung dient der bedarfsgerechten Verdichtung des 
Siedlungsraumes;  
Das Bevölkerungswachstum verlangt nach einem moderaten Wachstum 
von Baulandwidmungen und der Möglichkeit zur Ansiedlung  

Verfügbarkeit, Mobilisie-
rung 

Absicherung Bebauung durch Befristetes Bauland, Aufschließungszone 
durch einen behördlich genehmigten Teilungsplan (7 Parzellen) 

Flächen-/bodensparend Randbereich bebaute Ortschaft -> kompakte Siedlungsentwicklung, Ab-
sicherung durch Baulandbefristung 

Landwirtschaftliche Pro-
duktionsflächen, zusam-
menhängende Flur 

Durch bestehendes Straßenkonzept Teilung der Flure und somit keine 
landwirtschaftliche Nutzung mehr sinnvoll 

Technische 
Voraussetzungen 

 

Hochwasser, Wildbach, 
Lawinen 

Keine Hochwassergefährdung, Keine Wildbachgefährdungen, 

Sturz-/Rutschprozesse Keine Überlagerung mit Geogenen Gefahrenhinweiskarten Rutsch- und 
Sturzprozesse  

Hangwasser Überlagerung mit Hangwasserfließwegen sind vorhanden, allerdings 
durch die geplanten Maßnahmen wurde von den zuständigen Kultur-
technikern die positive Stellungnahme abgegeben, dass die Ausgangs-
lage nunmehr als nicht gefährdet einzuschätzen ist; Die Hangwasser-
wege werden sich im Zuge des Straßenbauprojektes vollkommen än-
dern und die geplanten Retentionsflächen werden die Gefahrengebiete 
entschärfen 

Grundwasser Kein Hinweis bekannt → keine negativen Auswirkungen zu erwarten; 
trockener/ mäßig trocken und hochdurchlässiger/ mäßig durchlässiger 
Boden laut eBod2 

Nutzungsgeschichte Keine Hinweise auf Altlasten oder andere Einschränkungen  
Schatten- oder Feucht-
lage 

Keine Schatten- oder Feuchtlage 
 

Wasserver- und Abwas-
serentsorgung 

Wasserver- und Abwasserentsorgung in den Aufschließungsbedingun-
gen enthalten 

Verkehrsaspekte  

Erschließung Über die bereits bestehenden Infrastrukturen gegeben → keine negati-
ven Auswirkungen zu erwarten 
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Verkehrsabwicklung, -
fluss 
Verkehrssicherheit 

Der Bereich wird durch eine Gemeindestraße erschlossen, welche eine 
Breite von ca. 8,5m aufweist. Es sind ausreichende Sichtweiten gege-
ben. 
→ Auswirkungen sind insbesondere hinsichtlich des zusätzlichen Ver-
kehrsaufkommens zu erwarten. Bei sieben Bauparzellen und somit vo-
raussichtlich sieben Einfamilienhäusern ist unter Annahme von 2,55 
Personen je Haushalt mit einem Bevölkerungszuwachs von rund 18 Per-
sonen zu rechnen (vgl. Statistik Austria). Auf Grundlage der Mobilitäts-
erhebung Niederösterreich 2018, wonach in Niederösterreich durch-
schnittlich rund 3,0 Wege pro Person und Werktag zurückgelegt werden, 
ergibt sich daraus ein zusätzliches Verkehrsaufkommen von rund 54 
Wegen pro Werktag. Bei einem MIV-Anteil von rund 52 %, entspricht 
dies einer zusätzlichen Belastung von etwa 28 Kfz-Fahrten bzw. Fahr-
zeugbewegungen pro Werktag (vgl. Mobilitätserhebung Niederöster-
reich Stand: 14. Juni 2016. – Land Niederösterreich). 
 
Was in kleinen Katastralgemeinden einen maßvollen, dennoch zusam-
men mit den übrigen Erweiterungen einen erheblichen Anstieg des Ver-
kehrsaufkommens mit sich bringt; es ist aber davon auszugehen, dass 
die Fahrten im Wesentlichen auf kürzestem Weg (neue Verbindungs-
achse) zur B 37 führen werden 

Umweltverbund Das ÖV-Güte-Klassensystem ist in der Gemeinde nicht verfügbar. Die 
nächste Bushaltestelle ist auf der L7054 fußläufig sehr gut erreichbar: 
Eisengraben b. Gföhl Nr.35 

Umweltaspekte  

Sicherheitsabstände zu 
SEVESO-Betrieben 

Keine SEVESO-Betriebe im Gemeindegebiet 

Ortsbild Innerörtliche Lage bzw. Randbereiche bereits bebauter Bereich mit Ein-
familienhäusern → keine erheblichen Auswirkungen zu erwarten; Das 
gesamte Gebiet erfährt eine komplette Veränderung. Das Straßenpro-
jekt wird deutliche Auswirkungen auf das Ortsbild haben, genauso wie 
das bereits in der Umsetzung befindliche Umspannwerk (Jaidhof und 
Gföhl) und die dazugehörigen Hochspannungsleitungen; in diesem Zu-
sammenhang sind die neuen Erweiterungsbereiche und die damit ver-
bundenen Bebauungen untergeordnet zu bewerten; die neuen techno-
genen Elemente überragen die wohnbauliche Entwicklung 

Landschaftsbild, -funktio-
nen 

Randbereiche in direkter Umgebung von bebauten und umschlossenen 
Bereichen mit dominanten infrastrukturellen baulichen Anlagen, die den 
Landschaftsraum (Landschaftszelle) dominieren → keine erheblichen 
Auswirkungen zu erwarten 

Natur-, Artenschutz Erläuterung siehe Textabschnitt unterhalb 
Klimawandelanpassung Keine wesentliche Änderung des IST-Zustandes → keine erheblichen 

Auswirkungen hinsichtlich Klimawandelanpassung zu erwarten; Freihal-
tung des Grabens im Süden schafft entsprechende Durchlüftungs-
schneisen 

 
Natur- und Artenschutz 
Die betroffenen Flächen werden derzeit landwirtschaftlich als Ackerflächen genutzt und liegen 
außerhalb von Natura 2000 Schutzgebieten sowie Landschaftsschutzgebieten. Das nächstge-
legene Landschaftsschutzgebiet Kamptal befindet sich in einer Entfernung von rund 500m 
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(Luftlinie). Die Ackerflächen unterliegen augenscheinlich einer intensiven Bewirtschaftung. Im 
Zuge der Begehung konnten in der Ackerrandstreifen unter anderem folgende Pflanzenarten 
nachgewiesen werden: Margeriten [Leucanthemum], Acker-Stiefmütterchen [Viola arvensis], 
Acker-Vergissmeinnicht [Myosotis arvensis], Purpurrote Taubnessel [Lamium purpureum], 
Sonnenwend-Wolfsmilch [Euphorbia helioscopia L.] Diese Arten deuten ebenfalls auf regel-
mäßige Bearbeitung sowie einen nährstoffreichen Standort hin und verdeutlichen den anthro-
pogen beeinflussten Ackerstandort. 
Darüber hinaus wurden mehrere Bauöffnungen mit einem Durchmesser von etwa 4cm festge-
stellt, siehe Abbildung 22. Weitere Merkmale, zur genaueren Bestimmung der Bauten waren 
nicht erkennbar. 
Da sich im Umfeld bereits entsprechende Infrastrukturen befinden, ist davon auszugehen, 
dass das Landschaftsbild durch das geplante Vorhaben keine erheblich nachteiligen Auswir-
kungen zu erwarten hat. 
 

 

Abbildung 22: Bauöffnung im Ackerrandstreifen (eigene Aufnahme 2026) 

 
Fazit: Die Widmung lässt keine maßgeblichen Auswirkungen auf den Artenschutz er-
warten 
 
Die Festlegung der Widmung leitet sich aus der bisherigen Siedlungsentwicklung und Errich-
tung der Infrastrukturen ab. Die bestehenden Infrastrukturen werden durch die beidseitige Be-
bauung besser genutzt und die Kosten dafür entsprechend refundiert. Die Widmungsänderung 
liegt daher im besonderen öffentlichen Interesse. 
 

Änderungsanlass 
Die Änderung wird begründet gemäß NÖ ROG 2014 § 25 Abs. 1a 
Z 1 … Verwirklichung der Ziele des Entwicklungskonzeptes: Eisengraben als potentieller 
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Wohn- und Wirtschaftsstandort 
 

Zusammenfassung 
Die Änderung entspricht den Festlegungen des Örtlichen Entwicklungskonzeptes und dient 
der Umsetzung der Ziele des Örtlichen Entwicklungskonzeptes. Die Widmung liegt im beson-
deren öffentlichen Interesse der Gemeinde.  
Durch die Widmungsänderung kommt es zu einer Erhöhung des Ausmaßes der Bauland-wid-
mung, die raumordnungsfachlichen und -rechtlichen Mobilisierungsmaßnahmen (Frist) tragen 
zu einer zeitnahen Bebauung bzw. widmungskonformen Nutzung bei. 
Durch die vorgesehene Widmungsänderung werden rechtlich schutzwürdige Interessen Dritter 
nicht beeinträchtigt. 
Die geplanten Widmungsänderung lassen keine erheblichen Auswirkungen auf den Arten-
schutz erwarten.  
 
 

6.3 ÄP 2 – Widmung von Bauland-Agrargebiet in Eisengraben Mitte 
 
Einleitung und Ausgangssituation 
In der Katastralgemeinde Eisengraben, soll eine weitere Fläche als Bauland-Agrargebiet ge-
widmet werden. Dieses befindet sich sehr zentral in dem kompakten Siedlungsraum der Ka-
tastralgemeinde. Die Flächen bieten sich durch den zentralen Standort im Siedlungskörper gut 
für eine Verdichtung an. Der südliche Teil der Fläche wurde bereits im ÖEK 2003 als Fläche 
mit naturräumlichen Gegebenheiten bezeichnet. Der dort verortete verrohrte Graben soll von 
Bebauung freigehalten werden.  
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Abbildung 23: Ausschnitt aus dem Flächenwidmungsplan mit der geplanten Änderung 

 
Auch in der Überarbeitung des ÖEK mit der 12. Änderungen des ÖROPs wurde diese Thema-
tik nochmals aufgegriffen und überarbeitet. Konkret ging es dabei um die benachbarten Flä-
chen, bei welchen sich nichts an der eigentlichen Widmung geändert hat, aber dennoch dar-
über diskutiert wurde, in welchem Ausmaß die Abgrenzung diesen Bereich betrifft.  
 
ÖROP 2003 Erläuterungsbericht: 
 
Durch den Grüngürtel mit der Funktionsfestlegung Immissionsschutz werden mögliche vorher-
sehbare Nutzungskonflikte (Betriebsbauland im Westen) vermieden.  
Die als Grünland-Freifläche gewidmeten Teile sollen von jeglicher Bebauung freigehalten wer-
den, in diesem Bereich befindet sich ein Graben der großräumig von Bebauung freigehal-
ten werden soll. Die Restflächen des alten Grüngürtels (rund 100 m2) wird in das benachbarte 
Bauland einbezogen.  

 

Abbildung 24: Erläuterungstext aus der 12. Änderung - Überarbeitung des ÖEK 
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Abbildung 25: Ausschnitt aus dem aktuellen RegROP 

 

 

Abbildung 26: Ausschnitt aus dem rechtskräftigen ÖEK 
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Abbildung 27: Ausschnitt aus dem rechtskräftigen ÖEK 

 
 

Räumlicher Bezug 
KG Eisengraben: Gst. 454 
 
 

Widmungsänderung 
Rechtskräftige Widmung: Grünland-Freihaltefläche-Offenlandfläche-Siedlungsentwicklung zu 
Bauland Agrargebiet im Ausmaß von ungefähr 4.400 m² 
 

Motivation und Interessensabwägung 
Das öffentliche Interesse in diesem Punkt betrifft die wohnbauliche Verdichtung des Ortszent-
rum. Der Bereich ist bereits als Grünland-Freihaltefläche-Offenland-Siedlungsentwicklung ge-
widmet. Die Erschließung wird mithilfe einer eigenen Gemeindestraße Verkehrsfläche-Öffent-
lich, inklusive Wendeplatz geschehen. Der südliche Bereich des Grundstückes wird allerdings 
freigehalten, da die naturräumlichen Voraussetzungen keiner Baulandeignung entsprechen 
(Gfrei-N). Das rechtskräftige ÖEK führt diese Fläche als Verdichtungspotential auf, wobei auf 
die Herstellung der Baulandeignung geachtet werden sollte. Das ÖEK darf hier nicht als par-
zellenscharfes Planungsinstrument sondern als strategisch-strukturelles Konzept angesehen 
werden. Der Empfehlungscharakter des ÖEK ist hier grundsätzlich auf die Siedlungsverdich-
tung und auf die Gestaltung mit Grünräumen ausgerichtet. Das bedeutet die Siedlungsent-
wicklung in dieser Form bezieht sich auf die wohnklimatischen Qualitäten aufgrund von 
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Grüngürteln und Bebauungsfreihaltungen. Die Wohn- und Lebensqualität wird dadurch gestei-
gert. Die Intensität der Verdichtung und die naturräumlichen Kriterien stehen im öffentlichen 
Fokus. Wie auch im Erläuterungstext des ÖEKs bereits beschrieben wurde, handelt es sich in 
diesem Gfrei-N (naturräumliche Gegebenheiten) Bereich um einen verrohrten Graben, der von 
Bebauung freizuhalten ist. Dennoch kann dieser Bereich zukünftig als Hausgarten verwendet 
werden, vorausgesetzt der betroffene Bereich wird nicht bebaut. Auch in der 12. Änderung des 
ÖROPs wurde das Thema nochmals aufgegriffen. In diesem Fall handelt es sich um die Be-
reiche westlich des aktuellen Widmungsbereichs, aber auch dort wurde sich ausgiebig mit der 
Thematik beschäftigt und nochmals bestärkt, dass der Naturstand des Grabens klar erkennbar 
ist und von Bebauung freigehalten bleibt.  
 
Die Widmung der Verkehrsfläche Öffentlich Gemeindestraße wird mit einem Umkehrplatz mit 
einem Durchmesser von 12,5 Meter geschehen und die Ausfahrt der Straße führt in die Lan-
desstraße L7054 ein. Der Anschluss an die Landesstraße sieht vor, dass die Einmündungen 
in die Gemeindestraße abgerundet werden. Dies führt dazu, dass im Anlassfall beim benach-
barten unbebauten Grundstück eine Fläche von circa 4m² unentgeltlich abgetreten werden 
muss. Dieser Schritt ist notwendig, um die Sicherheit im Verkehr herzustellen.  
Die Flächenwidmung findet in einer Gemeinde statt, in welcher ein rechtskräftiges ÖEK exis-
tiert, dieses wurde mit der 12. Änderung überarbeitet und bildet heute noch den aktuellen 
Stand der natürlichen Gegebenheiten ab. Deshalb kann in Verbindung mit dieser 13. Änderung 
auf eine SUP verzichtet werden, da diese Bereiche bereits umweltgeprüft wurden.  
 
Dieser Bereich wird als Aufschließungszone gewidmet. Voraussetzung für die Freigabe ist ei-
nerseits die Vorlage eines behördlich bewilligten Teilungsplans mit drei Parzellen und anderer-
seits die Sicherstellung des Anschlusses an die Wasserversorgung und Abwasserentsorgung 
im Zuge der Straßenerrichtung. 
Darüber hinaus wird der Bereich auf fünf Jahre befristet. Nach Ablauf der Frist wird das Bau-
land automatisch wieder in die Widmung Grünland – Land- und Forstwirtschaft – Offenland – 
Siedlungsentwicklung rückgewidmet. Diese Rückwidmung erfolgt ohne gesonderten Gemein-
deratsbeschluss. 
 
Die folgende Tabelle dokumentiert die Raum- und Umweltverträglichkeit der geplanten Maß-
nahme. 
 

Raumordnungsfachliche 
Kriterien 

Beschreibung, Begründung 

Verbindliche Ziele (ROG, 
ÖEK) 

NÖ ROG 2014 § 1 Abs 2 Z 1f) Erhaltung und Verbesserung des Orts- 
und Landschaftsbildes; 
NÖ ROG 2014 § 1 Abs 2 Z 3a) Planung der Siedlungsentwicklung in-
nerhalb von oder im unmittelbaren Anschluss an Ortsbereiche; 
NÖ ROG 2014 § 1 Abs 2 Z 3c) Sicherung und Entwicklung der Stadt 
Ortskerne als funktionaler Mittelpunkt der Siedlungseinheiten, insbeson-
dere als Hauptstandort zentraler Einrichtungen, durch Erhaltung und 
Ausbau; 
 
Festlegung als Siedlungserweiterung im Örtlichen Entwicklungskonzept 
(ÖEK-Verordnungstext) bereits langfristig geplant:  
Die vorhandenen infrastrukturell ausgestatteten Baulandreserven im 
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Ortsgebiet sollen primär einer Verbauung zugeführt werden – Verdich-
ten statt Zersiedeln;  
 

Überörtliche Planungs-
festlegungen 

keine planerische Zielsetzung im Regionalen Raumordnungsprogramm 
(RegROP) Bereich Krems → kein Widerspruch 

Geordnete Entwicklung 
anderer Gemeinden 

Durch die räumliche Lage, die verkehrlichen und wirtschaftlichen Ver-
flechtungen der Gemeinden Jaidhof und Gföhl kann trotz der Nähe zur 
Gemeindegrenze davon ausgegangen werden, dass keine größeren 
Auswirkungen durch die Widmungen entstehen. 

Änderungsanlass, raum-
ordnungsfachliche Be-
gründung 

NÖ ROG 2014 § 25 Abs 1a Z 1  … Verwirklichung der Ziele des Ent-
wicklungskonzeptes: ÖEK Verordnungstext: § 6 Abs. (2) 
Eisengraben als potenzieller Wohn- und Wirtschaftsstandort; 
Fortsetzung der Bauweise, Verwendung der vorhandenen Infrastruktu-
ren;  

Öffentliches Interesse Förderung kompakter Siedlungsräume, sparsamer Umgang mit Grund 
und Boden;  
Stammverordnung Entwicklungskonzept: § 6 (2) 
4. Die vorhandenen infrastrukturell ausgestatteten Baulandreserven im 
Ortsgebiet sollen primär einer Verbauung zugeführt werden – Verdich-
ten statt Zersiedeln  

Standortwahl, Varianten-
vergleich 

Anschluss an bestehendes Siedlungsgebiet und bestehende Siedlungs-
strukturen; Verdichtung des inneren Ortsbereich. Durch den teilweisen 
Eigenanspruch kann die Mobilisierung der Fläche schnell umgesetzt 
werden. Der Bereich wird auf 5 Jahre befristet und als Aufschließungs-
zone gewidmet 

Geschlossene Siedlungs-
entwicklung 

Verdichtung des Siedlungsbereichs – unterstützt die geschlossene 
Siedlungsentwicklung und eine beidseitige Bebauung vorhandener Inf-
rastrukturen 

Berücksichtigung Sied-
lungsstrukturen 

Geringfügige Erweiterung bestehender Siedlungsstrukturen nach Innen 

Sicherung anderer Stan-
dorteignungen  

Innerer Siedlungsbereich eignet sich gut zur Verdichtung der Siedlungs-
struktur.  

Nutzungskonflikte, Ab-
schirmung 

Keine Nutzungskonflikte mit umliegenden Widmungen zu erwarten – 
Wohnen; Eine Parzelle wird sich im Anschluss an die L7054 befinden;  

Soziale Infrastruktur, Da-
seinsvorsorge 

Innerer Bereich des Ortes -> kompakte Siedlungsentwicklung 

Sozialverträglichkeit Die Verdichtung der inneren Siedlungsstrukturen ist sozial verträglich 
und erwünscht. Der Anstieg an Baulandreserven ist gering einzuschät-
zen, dennoch muss im Kontext des gesamten Änderungsverfahren da-
rauf geachtet werden, dass die Anzahl der Baulandreserven nicht zu 
stark ansteigt. Deshalb wird dieser Widmungsbereich befristet. Die un-
bebauten Flächen werden automatisch nach Ablauf der 5-jährigen Frist 
wieder in Gfrei-O-S umgewidmet. Dies findet automatisch ohne Gemein-
deratsbeschluss und ohne Verfahren statt; Der Bereich wird zudem als 
Aufschließungszone gewidmet und kann erst nach Vorlage eines be-
hördlich bewilligten Teilungsplans mit einer Parzellierung in drei Parzel-
len durch den Gemeinderat freigegeben werden. Ab diesem Zeitpunkt 
beginnt die Befristung des Baulandes zu laufen. Daher wird die Signatur 
„F5“ für eine Frist von fünf Jahren verwendet und nicht, wie sonst üblich, 
das Jahr der Befristung angegeben. 
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Bodenpolitik  

Bedarf (Baulandreserven, 
Innenverdichtung) 

Kompakte Siedlungsentwicklung; Die Bevölkerungsbilanz lässt ein mo-
derates Wachstum zu. Die Baulandreserven in der Gemeinde bewegen 
sich noch im moderaten Spektrum.  

Verfügbarkeit, Mobilisie-
rung 

Absicherung Bebauung durch Befristetes Bauland, Vertragsschließung 
und automatische Rückwidmung nach 5 Jahren nach dem Gemeindes-
ratsbeschluss 

Flächen-/bodensparend kompakte Siedlungsentwicklung durch Verdichtung, Absicherung durch 
Baulandbefristung 

Landwirtschaftliche Pro-
duktionsflächen, zusam-
menhängende Flur 

Durch die Lage im inneren Siedlungsbereich ist die Voraussetzung für 
eine Siedlungserweiterung im Sinne einer Abrundung gegeben und über 
die der landwirtschaftlichen Nutzung zu stellen; 

Technische 
Voraussetzungen 

 

Hochwasser, Wildbach, 
Lawinen 

Keine Hochwassergefährdung, Keine Wildbachgefährdungen, 

Sturz-/Rutschprozesse Keine Überlagerung mit Geogenen Gefahrenhinweiskarten Rutsch- und 
Sturzprozesse  

Hangwasser Der gesamte Bereich befindet sich nach dem Stand der neusten Daten 
des Landes (2018) in einem Einzugsgebiet von Hangwasser. Deshalb 
wurde für diesen Bereich eine Planungskonsultation der zuständigen 
Kulturtechniker der Gemeinde eingeholt. 
Der betroffene Bereich besitzt am Eintrittspunkt an der östlichen Grund-
stücksgrenze circa 26,8ha und an der westlichen Grundstücksgrenze, 
wo sich der Austrittspunkt befindet, circa 27,2ha Oberfläche Einzugsge-
biet. Der betrachtete Fließweg ist der oberflächliche Eintragspfad des 
bestehenden Gerinnes, welches durch den Ort führt. Im Rahmen der 
Siedlungserweiterung in den frühen 2000er Jahren wurde an der nördli-
chen Grenze des Gst. 86 ein Einlaufbauwerk errichtet, welches durch 
den bestehenden Regenwasserkanal das Wasser in den weiterführen-
den Kupferbach im Westen ableitet.  
Bei selteneren, aber stärkeren Niederschlagsereignissen kann es zu ei-
nem Rückstau kommen, welcher bei Überschreitung des Fahrbahn-Ni-
veaus aus Richtung Südost dazu führen kann, dass der Fließweg in 
Kombination mit dem Gerinnen relevant werden. Mithilfe einer geeigne-
ten Bebauung (Einfriedungsmauern, größer dimensionierte Straßenab-
läufe in den verrohrten Ortsgraben und herausgehobene Wohnhäuser) 
wurde das Überflutungsrisiko bereits minimiert.  
Durch die vorangegangenen Maßnahmen kann davon ausgegangen 
werden, dass das Einzugsgebiet deutlich reduziert zu behandeln ist. Im 
Wesentlichen sind dadurch nur mehr die direkt am Grundstück anfallen-
den Oberflächenwasser relevant und zu berücksichtigen (Dach- und 
Verkehrsflächen). Die Baulandeignung ist in Hinsicht auf Hangwässer 
gegeben. Diese Aussage bezieht sich auf die nördlich gelegenen Par-
zellen. Durch die Genese des Verfahrens hat sich herauskristallisiert, 
dass der südliche Bereich durch die vermuteten Gefahrenpotentiale 
keine Baulandwidmung erhalten kann. Deshalb werden die nördlich ge-
legenen Parzellen wie gewünscht gewidmet, allerdings die südliche 
komplett aus der Gefahrenzone enthalten. 
Dort kann es zu Rückstau der bestehenden Verrohrung kommen, 
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wodurch besonders die südliche Bauparzelle gefährdet ist. Die Wid-
mung im direkten Einzugsgebiet/ Gefährdungsbereich wird nicht zu Bau-
land-Agrargebiet verändert. Dieser Teil bleibt als Gfrei-O-S gewidmet.  
Dennoch soll angemerkt werden, dass sich durch die geplante neue An-
bindung des Ortsteils Eisengraben an die B37 (Niveaufreimachung Reit-
terner Kreuzung) die Abwasserverhältnisse verändern werden. Einer-
seits weil der angrenzende Güterweg zur Landesstraße umgebaut wird 
und zusätzlich Maßnahmen gesetzt werden, die die Retention verbes-
sern und die Abflusswege verändern werden. Die genauen Ausmaße 
sind allerdings nicht bekannt. Die Möglichkeit eines Bezugsniveaus oder 
einer Anbauverpflichtung könnte nur anhand eines Bebauungsplans 
durchgeführt werden. Dieser müsste allerdings neu erstellt werden. Der 
Flächenwidmungsplan kann diese Situation nicht rechtlich absichern. 
Eine hochwassersichere Bauweise, wie „herausgehobene“ Wohnhäu-
ser, kann nicht im Flächenwidmungsplan festgelegt werden. Die Verbau-
ung der umliegenden Grundstücke mit dem Beispiel einer Einfriedungs-
mauer wirft wiederrum die Frage auf, ob diese die Wassersituation auf 
dem geplanten Bereich negativ beeinflussen.  
 
 
Eine direkte Ableitung der anfallenden Oberflächenwässer in den beste-
henden Regenwasserkanal und weiter in den Kupferbach ist im weiteren 
Verlauf noch zu prüfen. Eine Behandlung der Niederschlagswässer ist 
vor Ort sehr wahrscheinlich erforderlich (Versickerung, Verdunstung 
bzw. Retention und gedrosselte Einleitung in den Kanal. Bei Versicke-
rungsanlagen sind Oberflächenwasser von Verkehrsflächen durch Bo-
denfilter oder technische Filter zu reinigen.  
(Stellungnahme der Kulturtechniker Hydro Ingenieure Umwelttechnik 
GmbH) 
Dies führt zu der Annahme, dass die sichere Bebauung nicht möglich 
ist, wodurch die Parzellenzahl von vier auf drei gekürzt wurde. Damit 
kann der südliche Bereich des Grundstückes freibleiben. Die Gefahr der 
dort verlaufenden Hangwasserwege ist raumordnungsfachlich als zu 
hoch einzuschätzen, um eine Baulandeignung zu bestätigen. 
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Grundwasser Kein Hinweis bekannt → keine negativen Auswirkungen zu erwarten; 
Bodenverhältnisse:  
wechselfeucht mit Überwiegen der feuchten Phase; geringe Durchläs-
sigkeit, mäßige Speicherkraft (eBod2) mäßig überstauungsgefährdet 

Nutzungsgeschichte Keine Hinweise auf Altlasten oder andere Einschränkungen  
Schatten- oder Feucht-
lage 

Keine Schatten, aber Feuchtlage 
 

Wasserver- und Abwas-
serentsorgung 

Wasserver- und Abwasserentsorgung in den Aufschließungsbedingun-
gen enthalten 

Verkehrsaspekte  

Erschließung Neues Straßenkonzept ist im Widmungsverfahren integriert und enthält 
eine Straße mit 7,0 Meter Breite und einen Umkehrplatz  

Verkehrsabwicklung, -
fluss 
Verkehrssicherheit 

Auswirkungen sind insbesondere hinsichtlich des zusätzlichen Ver-
kehrsaufkommens zu erwarten. Bei drei Bauparzellen und somit voraus-
sichtlich drei Einfamilienhäusern ist unter Annahme von 2,55 Personen 
je Haushalt mit einem Bevölkerungszuwachs von rund 8 Personen zu 
rechnen (vgl. Statistik Austria). Auf Grundlage der Mobilitätserhebung 
Niederösterreich 2018, wonach in Niederösterreich durchschnittlich 
rund 3,0 Wege pro Person und Werktag zurückgelegt werden, ergibt 
sich daraus ein zusätzliches Verkehrsaufkommen von rund 23 Wegen 
pro Werktag. Bei einem MIV-Anteil rund 52 %, entspricht dies einer zu-
sätzlichen Belastung von etwa 12 Kfz-Fahrten bzw. Fahrzeugbewegun-
gen pro Werktag (vgl. Mobilitätserhebung Niederösterreich Stand: 14. 
Juni 2016. – Land Niederösterreich). 
 
Seitens des NÖ Straßendienstes wurde mit Stellungnahme vom 
02.06.2026 mitgeteilt, dass im betroffenen Straßennetz derzeit keine ak-
tuellen Projekte vorgesehen sind. Die Zu- und Abfahrt zu den neuen 
Bauplätzen soll über die neu herzustellende Gemeindestraße erfolgen. 
Eine direkte Zu- und Abfahrt des Bauplatzes Nr. 1 auf die Landesstraße 
L7054 ist nicht zulässig. Der Ein- und Ausfahrtsbereich der neuen 
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Gemeindestraße liegt innerhalb des Ortsgebietes. Berücksichtigungs-
würdige Nutzungsbeschränkungen bestehen nicht; ein weiterer Ausbau 
der Landesstraße ist derzeit nicht geplant. 
Somit ist die sichere verkehrliche Erschließung gegeben. 

Umweltverbund Das ÖV-Güte-Klassensystem ist in der Gemeinde nicht verfügbar. Die 
nächste Bushaltestelle ist auf der L7054 fußläufig sehr gut erreichbar: 
Eisengraben b. Gföhl Nr.35 

Umweltaspekte  

Sicherheitsabstände zu 
SEVESO-Betrieben 

Keine SEVESO-Betriebe im Gemeindegebiet 

Ortsbild Innerörtliche Lage bereits bebauter Bereich mit Einfamilienhäusern → 
keine erheblichen Auswirkungen zu erwarten; Das gesamte Gebiet er-
fährt eine komplette Veränderung. Das Straßenprojekt wird deutliche 
Auswirkungen auf das Ortsbild haben, genauso wie das bereits in der 
Umsetzung befindliche Umspannwerk (Jaidhof und Gföhl) und die da-
zugehörigen Hochspannungsleitungen; Die vier Siedlungserweiterungs-
gebiete im Gemeindegebiet werden das Ortsbild durch die ähnliche Be-
bauung nicht schädigen, dennoch wird auch dies das Ortsbild prägen 

Landschaftsbild, -funktio-
nen 

Erweiterung in direkter Umgebung von bebauten und umschlossenen 
Bereichen → keine erheblichen Auswirkungen zu erwarten 

Natur-, Artenschutz Erläuterung siehe Textabschnitt unterhalb 
Klimawandelanpassung keine erheblichen Auswirkungen hinsichtlich Klimawandelanpassung zu 

erwarten; Freihaltung des Grabens im Süden schafft entsprechende 
Durchlüftungsschneisen 

 
Natur- und Artenschutz 
Es gibt keine Überlagerung mit einem Schutzgebiet, bis zum nächstgelegenen Landschafts-
schutzgebiet Kamptal sind es ca. 500 m und bis zum Vogelschutzgebiet Kamp- und Kremstal 
knapp 3 km. Ausstrahlungswirkungen werden daher ausgeschlossen. Bei der Begehung im 
Juni 2026 wurden unter anderem Acker-Hahnenfuß [Ranunculus arvensis], Wiesenklee [Trifo-
lium pratense], Acker-Hornkraut [Cerastium arvense] und verschiedenste Gräser bestimmt. 
Ein Vorkommen von gänzlich geschützten Arten nach NÖ Artenschutzverordnung wird nicht 
vermutet. Die Zusammensetzung der Wiesenfläche deutet auf eine intensive Nutzung und 
mehrfacher Mahd pro Jahr hin. 
Auf Basis der Begehung im Juni 2026 wird im Fall der Umwidmung von keinen erheblichen 
Auswirkungen hinsichtlich Natur- und Artenschutzes ausgegangen.  
Fazit: Die Widmung lässt keine maßgeblichen Auswirkungen auf den Artenschutz er-
warten 

 
Änderungsanlass 
Die Änderung wird begründet gemäß NÖ ROG 2014 § 25 Abs. 1a 
Z 1 … Verwirklichung der Ziele des Entwicklungskonzeptes: Eisengraben als potentieller 
Wohn- und Wirtschaftsstandort; Siedlungserweiterung und Verdichtung in diesem Bereich ist 
vorgesehen 
 

Zusammenfassung 
Die Änderung entspricht den Festlegungen des Örtlichen Entwicklungskonzeptes und dient 
der Umsetzung der Ziele des Örtlichen Entwicklungskonzeptes. Die Widmung liegt im 
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besonderen öffentlichen Interesse der Gemeinde.  
Durch die Widmungsänderung kommt es zu einer Erhöhung des Ausmaßes der Bauland-wid-
mung, die raumordnungsfachlichen und -rechtlichen Mobilisierungsmaßnahmen (Frist und 
Aufschließungszone) tragen zu einer zeitnahen Bebauung bzw. widmungskonformen Nutzung 
bei. 
Durch die vorgesehene Widmungsänderung werden rechtlich schutzwürdige Interessen Dritter 
nicht beeinträchtigt. 
Die geplanten Widmungsänderung lassen keine erheblichen Auswirkungen auf den Arten-
schutz erwarten.  

6.4 ÄP 3 – Widmung von Bauland-Agrargebiet in Eisengraben Süd 
 
Einleitung und Ausgangssituation 
In der Katastralgemeinde Eisengraben, soll eine weitere Fläche als Bauland-Agrargebiet ge-
widmet werden. Dieses befindet sich südlich des kompakten Siedlungsraums der Katastralge-
meinde. Die Flächen bieten sich durch den zentralen Standort im Siedlungskörper gut für eine 
Verdichtung an. Außerdem ist der Bereich bereits durch eine Verkehrsfläche Öffentlich Ge-
meindestraße erschlossen. 
Das rechtskräftige und aufsichtsbehördlich genehmigte ÖEK, welches mit der letzten Ände-
rung des ÖROPs überarbeitet wurde, weißt außerdem diese Flächen als Siedlungserweite-
rungsgebiet aus. Das Ziel ist es an diesem Standort die Siedlungsstruktur zu verdichten den 
Siedlungskörper abzurunden und mithilfe der bereits im ÖEK sichtbaren Grüngürtel eine Sied-
lungseingrünung zu schaffen, die die Lebensqualität verbessern. 
 

 

Abbildung 28: Ausschnitt aus dem Plan Darstellung der Änderungen 
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Abbildung 29: Ausschnitt aus dem aktuellen RegROP 

 

 

Abbildung 30: Ausschnitt aus dem Örtlichen Entwicklungskonzept 

 

Räumlicher Bezug 
KG Eisengraben: Gst. 446/2 
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Widmungsänderung 
Rechtskräftige Widmung: Grünland-Freihaltefläche-Offenlandfläche-Siedlungsentwicklung zu 
Bauland Agrargebiet im Ausmaß von ungefähr 6.500 m² 
 

Motivation und Interessensabwägung 
Das öffentliche Interesse in diesem Punkt betrifft die Verdichtung des Ortszentrum. Der Be-
reich ist bereits als Grünland-Freihaltefläche-Offenland-Siedlungsentwicklung gewidmet. Die 
Erschließung wird mithilfe der bereits vorhandenen Verkehrsfläche-Öffentlich Gemeindestraße 
geschehen. 
Diese Baulandwidmung wird als Vertragsbauland gewidmet. Außerdem wird dieser Bereich 
eine Aufschließungszone mit den Auflagen der Vorlage eines behördlich bewilligten Teilungs-
plans mit mindestens 9 Parzellen und zusätzlich einer widmungsgemäßen Bebauung des öst-
lich angrenzenden Baulandbereichs (BA-A8-F5) zu mindestens 80% der ausgewiesenen Bau-
plätze. Außerdem wird ein Baulandvertrag geschlossen, welcher die Maßnahmen gegen die 
Hangwassergefährdung beinhaltet. 
 
In dem Bericht Klimacheck für potentielles Bauland, welches im Rahmen des Klimawan-
delanpassungskonzept Kampseen erstellt wurde, wurde die Siedlungserweiterungsfläche im 
Süden von Eisengraben genauer betrachtet. Die Untersuchungskriterien ergaben, dass das 
Erweiterungsgebiet theoretisch geeignet ist, dennoch bei einer Umwidmung die folgenden 
Punkte beachtet werden müssen. 
 
 
Die in gelber Farbe markierten Räume brauchen im Vorfeld von Detailplanungen eine nähere 
Betrachtung hinsichtlich der erforderlichen technischen und ökologischen Verbesserungsmaß-
nahmen. Diese Abschnitte sind nur „vorbehaltlich“ entsprechender Begleitmaßnahmen für Nut-
zungsveränderungen geeignet. Gerade diese Begleitmaßnahmen haben unter dem Gesichts-
punkt der ökologischen Verträglichkeit zu erfolgen und müssen in einem wirtschaftlich vertret-
baren Rahmen umsetzbar sein. 
 

Bezüglich Hangwassergefährdungen:  
Im potenziellen Aufschließungsgebiet der KG Eisengraben ist bei Regenereignissen 

durchaus mit Hangwässern zu rechnen. Hier werden zur sicheren Bebauung kleinräumige 

Maßnahmen notwendig sein. 
 

Bezüglich Naturschutzmaßnahmen: 
Großteils Ackerflächen, tlw. umzäunter Spielplatz, ganz im Westen eine der letzten Wiesen in 
diesem Bereich-Intensivgrünland Feldlerche 

1 Umwidmung aus Sicht Naturschutz Vertretbar 
Erhalt Strukturelemente mit ausreichendem Pufferbereich 
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Abbildung 31: Ausschnitt aus dem Klimacheck für potentielles Bauland 2022 

 
Diese Flächen wurden bereits im Bericht Klimacheck für potentielles Bauland, welches im 
Rahmen des Klimawandelanpassungskonzept Kampseen, näher untersucht und für nähere 
Untersuchungen herausgefiltert. Vor allem in Bezug auf Hangwasserfließwege und auf Arten-
schutzmaßnahmen wurde damals hingewiesen. Daher kann auf eine SUP verzichtet werden. 
Die Grundlagenforschung wurde dennoch mit Augenmerk auf die angegebenen Punkte durch-
geführt und fachlich abgeklärt, sowie ausgearbeitet.  
 
Die untenstehende Tabelle dokumentiert die Raum- und Umweltverträglichkeit der geplanten 
Maßnahme. 
 

Raumordnungsfachliche 
Kriterien 

Beschreibung, Begründung 

Verbindliche Ziele (ROG, 
ÖEK) 

NÖ ROG 2014 § 1 Abs 2 Z 1f) Erhaltung und Verbesserung des Orts- 
und Landschaftsbildes; 
NÖ ROG 2014 § 1 Abs 2 Z 3a) Planung der Siedlungsentwicklung in-
nerhalb von oder im unmittelbaren Anschluss an Ortsbereiche; 
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NÖ ROG 2014 § 1 Abs 2 Z 3c) Sicherung und Entwicklung der Stadt 
Ortskerne als funktionaler Mittelpunkt der Siedlungseinheiten, insbeson-
dere als Hauptstandort zentraler Einrichtungen, durch Erhaltung und 
Ausbau; 
 
Festlegung als Siedlungserweiterung im Örtlichen Entwicklungskonzept 
(ÖEK-Verordnungstext) bereits langfristig geplant:  
Die vorhandenen infrastrukturell ausgestatteten Baulandreserven im 
Ortsgebiet sollen primär einer Verbauung zugeführt werden – Verdich-
ten statt Zersiedeln;  
 

Überörtliche Planungs-
festlegungen 

keine planerische Zielsetzung im Regionalen Raumordnungsprogramm 
(RegROP) Bereich Krems → kein Widerspruch 

Geordnete Entwicklung 
anderer Gemeinden 

Durch die räumliche Lage, die verkehrlichen und wirtschaftlichen Ver-
flechtungen der Gemeinden Jaidhof und Gföhl kann trotz der Nähe zur 
Gemeindegrenze davon ausgegangen werden, dass keine größeren 
Auswirkungen durch die Widmungen entstehen. 

Änderungsanlass, raumord-
nungsfachliche Begründung 

NÖ ROG 2014 § 25 Abs 1a Z 1  … Verwirklichung der Ziele des Ent-
wicklungskonzeptes: ÖEK Verordnungstext: § 6 Abs. (2) 
Eisengraben als potenzieller Wohn- und Wirtschaftsstandort; 
Fortsetzung der Bauweise, Verwendung der vorhandenen Infrastruktu-
ren;  

Öffentliches Interesse Förderung kompakter Siedlungsräume, Abrundung des Siedlungsrau-
mes, keine Zersiedlung 
Stammverordnung Entwicklungskonzept: § 6 (2) 
4. Die vorhandenen infrastrukturell ausgestatteten Baulandreserven im 
Ortsgebiet sollen primär einer Verbauung zugeführt werden – Verdich-
ten statt Zersiedeln  

Standortwahl, Varianten-
vergleich 

Anschluss an bestehendes Siedlungsgebiet und bestehende Siedlungs-
strukturen; Verdichtung des inneren Ortsbereich. Durch den teilweisen 
Eigenanspruch kann die Mobilisierung der Fläche schnell umgesetzt 
werden. Das Grundstück wird dennoch vertraglich gesichert und mit 
Freigabebedingungen einer Aufschließungszone ausgestattet. 

Geschlossene Siedlungs-
entwicklung 

Abrundung des Siedlungsbereichs – unterstützt die geschlossene Sied-
lungsentwicklung und einer beidseitigen Bebauung vorhandener Infra-
strukturen 

Berücksichtigung Sied-
lungsstrukturen 

Geringfügige Erweiterung bestehender Siedlungsstrukturen mit abrun-
dendem Charakter 

Sicherung anderer Stan-
dorteignungen  

Potentialfläche mit abrundendem Charakter eignet sich gut zur Verdich-
tung der Siedlungsstruktur.  

Nutzungskonflikte, Ab-
schirmung 

Keine Nutzungskonflikte mit umliegenden Widmungen zu erwarten – 
Wohnen;  

Soziale Infrastruktur, Da-
seinsvorsorge 

Abrundung des Siedlungskörpers und beidseitige Bebauung der vor-
handenen Infrastrukturen 

Sozialverträglichkeit Die Verdichtung der inneren Siedlungsstrukturen ist sozial verträglich 
und erwünscht. Der Anstieg und die Notwendigkeit an Baulandreserven 
ist als moderat einzuschätzen, dennoch muss im Kontext des gesamten 
Änderungsverfahrens darauf geachtet werden, dass der Umfang der 
Baulandreserven nicht zu stark ansteigt. Deshalb werden Maßnahmen 
zur Baulandmobilisierung gesetzt, wie die Befristung von Bauland oder 
vertragliche Regelungen; 
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Bodenpolitik  

Bedarf (Baulandreserven, 
Innenverdichtung) 

Kompakte Siedlungsentwicklung; Die Bevölkerungsbilanz lässt ein mo-
derates Wachstum zu. Die Baulandreserven in der Gemeinde bewegen 
sich noch im moderaten Spektrum.  

Verfügbarkeit, Mobilisie-
rung 

Absicherung der Bebauung durch eine Aufschließungszone, welche ei-
nerseits einen behördlich bewilligten Teilungsplan mit 9 Parzellen vo-
raussetzt und andererseits die widmungsgemäße Bebauung des östlich 
angrenzenden Baulandbereichs (BA-A8-F5) zu mindestens 80% der 
ausgewiesenen Bauplätze. Außerdem wird ein Baulandvertrag ge-
schlossen, welcher das Teilungsgebot und die Erschließungsvorausset-
zungen beinhaltet. 

Flächen-/bodensparend kompakte Siedlungsentwicklung durch Verdichtung, Absicherung durch 
Baulandbefristung 

Landwirtschaftliche Pro-
duktionsflächen, zusam-
menhängende Flur 

Durch die angrenzende Lage zum inneren Siedlungsbereich ist die Vo-
raussetzung für eine Siedlungserweiterung gegeben und über die der 
landwirtschaftlichen Nutzung zu stellen; 

Technische 
Voraussetzungen 

 

Hochwasser, Wildbach, 
Lawinen 

Keine Hochwassergefährdung, Keine Wildbachgefährdungen, 

Sturz-/Rutschprozesse Keine Überlagerung mit Geogenen Gefahrenhinweiskarten Rutsch- und 
Sturzprozesse  

Hangwasser Der gesamte Bereich befindet sich nach dem Stand der neusten Daten 
des Landes (2018) in einem Einzugsgebiet von Hangwasser. Deshalb 
wurde für diesen Bereich eine Planungskonsultation der zuständigen 
Kulturtechniker der Gemeinde eingeholt. Das Einzugsgebiet des diffu-
sen Abflusses über den Widmungsbereich beträgt am Eintrittspunkt 
(Süd) circa 1,8ha und circa 2,5ha im Nordosten des Grundstückes. 
Durch die Verwendung der Böden als Ackerland und die vorherrschende 
Hangneigung der umliegenden Flächen ergibt sich ein erhöhtes Abfluss-
potential mit hohem Anteil von ausgewaschenem Boden. Der Haupt-
fließweg befindet sich im Norden des Grundstückes. Bei Starknieder-
schlägen in den vergangenen Jahren wurden relevante Abflüsse und 
Bodenaustragung beobachtet. Wird das Gesamteinzugsgebiet betrach-
tet, werden circa 6,2ha errechnet. Diese betreffen hauptsächlich den be-
schriebenen Hauptabflussbereich im Norden des Grundstückes und so-
mit höchstwahrscheinlich die Zufahrten zu den geplanten Bauparzellen.   
Für eine sichere Nutzung und Herstellung einer Baulandeignung sind 
allenfalls Maßnahmen hinsichtlich der Hangwassergefährdung zu tref-
fen. Die empfohlenen Maßnahmen der Kulturtechniker betreffen Ab-
flusskorridore durch oder seitlich des Gebietes hin zum Hauptfließweg. 
Außerdem sollten Erosionsschutzmaßnahmen, wie beispielsweise 
Rückhaltemulden oder Becken, getroffen werden, um den Eintrag des 
ausgeschwemmten Materials aus den landwirtschaftlich genutzten Flä-
chen vom Siedlungsgebiet und vom weiterführenden Regenwasserka-
nal abzuhalten. 
Dennoch soll angemerkt werden, dass sich durch die geplante neue An-
bindung des Ortsteils Eisengraben an die B37 (Niveaufreimachung Reit-
terner Kreuzung) die Abwasserverhältnisse verändern werden. Einer-
seits weil der angrenzende Güterweg zur Landesstraße umgebaut wird 
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und zusätzlich Maßnahmen gesetzt werden, die die Retention verbes-
sern und die Abflusswege verändern werden.  
Eine direkte Ableitung der anfallenden Oberflächenwässer in den beste-
henden Regenwasserkanal und weiter in den Kupferbach ist im weiteren 
Verlauf noch zu prüfen. Im vergangenen Erweiterungsvorhaben wurde 
bereits ein entsprechend dimensionierter Regenwasserkanal vorberei-
tet. (Stellungnahme der Kulturtechniker Hydro Ingenieure Umwelttech-
nik GmbH) 

 
Darstellung aus der Stellungnahme der Hydro Ingenieure mit den rot 

eingezeichneten Richtungen der angedachten Abflusskorridore 

Grundwasser Kein Hinweis bekannt → keine negativen Auswirkungen zu erwarten; 
Bodenverhältnisse:  
mäßig feucht (z. T. gut versorgt); mäßige Durchlässigkeit, mäßige Spei-
cherkraft; Grund- und Hangdruckwassereinfluss (eBod2)  
z. T. mäßig überstauungsgefährdet 

Nutzungsgeschichte Keine Hinweise auf Altlasten oder andere Einschränkungen  
Schatten- oder Feucht-
lage 

Keine Schattenlage, mäßige Feuchtlage (Hangwasser -> Klimacheck 
für potentielles Bauland) 

Wasserver- und Abwas-
serentsorgung 

Wasserver- und Abwasserentsorgung grundsätzlich vorhanden, im De-
tail erst im Zuge der Erschließung herzustellen (in den Aufschließungs-
bedingungen enthalten) 

Verkehrsaspekte  

Erschließung Die Erschließung findet über die bereits vorhandene Gemeindestraße 
(Vö) statt (8,5 Meter)  

Verkehrsabwicklung, -
fluss 
Verkehrssicherheit 

Auswirkungen sind insbesondere hinsichtlich des zusätzlichen Ver-
kehrsaufkommens zu erwarten. Bei neun Bauparzellen und somit vo-
raussichtlich neun Einfamilienhäusern ist unter Annahme von 2,55 Per-
sonen je Haushalt mit einem Bevölkerungszuwachs von rund 23 Perso-
nen zu rechnen (vgl. Statistik Austria). Auf Grundlage der Mobilitätser-
hebung Niederösterreich 2018, wonach in Niederösterreich 
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durchschnittlich rund 3,0 Wege pro Person und Werktag zurückgelegt 
werden, ergibt sich daraus ein zusätzliches Verkehrsaufkommen von 
rund 69 Wegen pro Werktag. Bei einem MIV-Anteil von 52 %, entspricht 
dies einer zusätzlichen Belastung von etwa 36 Kfz-Fahrten bzw. Fahr-
zeugbewegungen pro Werktag (vgl. Mobilitätserhebung Niederöster-
reich Stand: 14. Juni 2016. – Land Niederösterreich). 

Umweltverbund Das ÖV-Güte-Klassensystem ist in der Gemeinde nicht verfügbar. Die 
nächste Bushaltestelle ist auf der L7054 fußläufig sehr gut erreichbar: 
Eisengraben b. Gföhl Nr.35 

Umweltaspekte  

Sicherheitsabstände zu 
SEVESO-Betrieben 

Keine SEVESO-Betriebe im Gemeindegebiet 

Ortsbild Innerörtliche Lage bereits bebauter Bereich mit Einfamilienhäusern → 
keine erheblichen Auswirkungen zu erwarten; Das gesamte Gebiet er-
fährt eine komplette Veränderung. Das Straßenprojekt wird enorme Aus-
wirkungen auf das Ortsbild haben, genauso wie das bereits in der Um-
setzung befindliche Umspannwerk (Jaidhof und Gföhl) und die dazuge-
hörigen Hochspannungsleitungen; Die vier Siedlungserweiterungsge-
biete im Gemeindegebiet werden das Ortsbild durch die ähnliche Be-
bauung nicht stören, dennoch wird auch dies das Ortsbild prägen. 

Landschaftsbild, -funktio-
nen 

Erweiterung in direkter Umgebung von bebauten Bereichen → keine er-
heblichen Auswirkungen zu erwarten 

Natur-, Artenschutz Erläuterung siehe Textabschnitt unterhalb 
Klimawandelanpassung Keine erheblichen Auswirkungen hinsichtlich Klimawandelanpassung zu 

erwarten 

 
Natur- und Artenschutz 
 
Betroffene Fläche wird derzeit landwirtschaftlich als Ackerflächen genutzt und liegt außerhalb 
von Natura 2000 Schutzgebieten sowie Landschaftsschutzgebieten. Das nächstgelegene 
Landschaftsschutzgebiet Kamptal befindet sich in einer Entfernung von rund 500m (Luftlinie). 
Die Ackerflächen unterliegen augenscheinlich einer intensiven Bewirtschaftung. Die Feldraine 
um die Ackerflächen sind teilweise nur sehr reduziert vorhanden. Im Zuge der Begehung 2026 
konnten Pflanzenarten wie die Kornblume [Centaurea cyanus], Gewöhnliches Knäuelgras 
[Dactylis glomerata] oder Gewöhnlicher Glatthafer [Arrhenatherum elatius] vorgefunden wer-
den. Der gehölzfreie Saum weist eine geringe Strukturvielfalt auf und wird überwiegend von 
wenigen dominanten Gräsern geprägt. Aus ökologischer Sicht bietet ein solcher Feldrain nur 
eingeschränkt Lebensraum sowie Nahrungs- und Rückzugsmöglichkeiten für Insekten, Vögel 
und andere Kleintiere. Vor Ort wurden nur wenige Schwebfliegen und vereinzelt Wespen ver-
nommen. Durch die geringe Breite ist seine Funktion als Vernetzungselement zwischen ver-
schiedenen Lebensräumen ebenfalls eingeschränkt.  
Fazit: Die Widmung lässt keine maßgeblichen Auswirkungen auf den Artenschutz er-
warten 
 
 

Änderungsanlass 
Die Änderung wird begründet gemäß NÖ ROG 2014 § 25 Abs. 1a 
Z 1 … Verwirklichung der Ziele des Entwicklungskonzeptes: Eisengraben als potentieller 
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Wohn- und Wirtschaftsstandort; Siedlungserweiterung und Verdichtung in diesem Bereich ist 
vorgesehen 
 

 
Baulandeignung: 
Aufgrund der eingeholten Stellungnahme der Hydro Ingenieure GmbH betreffend Hangwas-
serfließwege und deren potenzielle Gefährdung für die geplante Nutzung kann Folgendes fest-
gehalten werden: 
Gemäß § 15 NÖ ROG 2014 ist bei einer Baulandwidmung zu prüfen, ob die Standorteignung 
gegeben ist. Dabei werden insbesondere HQ100-Überflutungsflächen, der Grundwasser-
stand, Rutsch-, Bruch-, Steinschlag-, Wildbach- oder Lawinengefährdungen sowie Altstand-
orte, Altablagerungen und eine ungenügende Tragfähigkeit des Untergrundes angeführt. Ist 
die Standorteignung nicht gegeben, ist die Widmung von Bauland, Grünland-Kleingarten, 
Grünland-Campingplatz sowie Grünland-Land- und forstwirtschaftliche Hofstelle nicht zuläs-
sig. 
Mit Blick auf die Planungskonsultation der Hydro Ingenieure GmbH wird ersichtlich, dass dies 
für den gegenständlichen Baulandbereich zutrifft. Die diffusen Fließwege verteilen sich über 
den gesamten Bereich und laufen an der nördlichen Grundstücksgrenze zusammen. 
 

 

Abbildung 32: Ausschnitt des Widmungsbereiches mit den Hangwasserfließwegen 
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Abbildung 33: Ausschnitt des Widmungsbereiches mit den Hangwasserfließwegen und den eingezeichneten Abflusskorridoren 
der Hydro Ingenieur GmbH 

Aufgrund der Hangneigung und der intensiven landwirtschaftlichen Nutzung besteht in diesem 
Bereich ein erhöhtes Abflusspotenzial mit einem hohen Anteil an ausgeschwemmtem Boden-
material. Dadurch ergibt sich ein erhöhtes Risiko für Schwemmmaterial. Dies ist vor allem 
gegeben, wenn die angrenzenden Ackerflächen neu bepflanzt werden, was mehrmals im Jahr 
vorkommen kann. 
Der Hauptfließweg an der nördlichen Grundstücksgrenze ist davon besonders betroffen und 
wird derzeit über Ableitungsmulden in Richtung Westen geführt, wo er in den bestehenden 
Regenwasserkanal eingeleitet wird. 
 
Bei Starkniederschlägen in den vergangenen Jahren konnten im gegenständlichen Bereich 
jedenfalls relevante Abflüsse und teilweise auch Bodenaustrag beobachtet werden. 
Es sind für eine sichere Nutzung des gegenständlichen Gebietes als Bauland jedenfalls ge-
eignete 
Maßnahmen hinsichtlich der Hangwassergefährdung zu treffen. 
 

Diese Maßnahmen sind beispielsweise:  
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- Entwässerungsgräben an der südlichen Baulandgrenze  
- Sowie ein sicherer Abflusskorridor durch oder seitlich des Gebiets hin zum Haupt-

fließweg entlang der Gemeindestraße mit der bestehenden Einleitung in den weiter-
führenden Regenwasserkanal 

- Maßnahmen zur Verhinderung des Eintrags von ausgeschwemmten Bodenmaterial 
der angrenzenden landwirtschaftlich genutzten Flächen (z.B. Rückhaltemulden bzw. -
Becken) 

 
Diese Maßnahmen sind zur Herstellung der Standorteignung des gegenständlichen Bereiches 
erforderlich. Vor dem Gemeinderatsbeschluss über das 13. Änderungsverfahren müssen die 
genannten Maßnahmen daher bereits umgesetzt sein. Andernfalls ist die Standorteignung 
nicht gegeben, weshalb eine Widmung als Bauland gemäß § 15 NÖ ROG 2014 nicht zulässig 
wäre. 
Eine fehlende Standorteignung kann im gegenständlichen Fall nicht durch eine Freigabevo-
raussetzung der geplanten Aufschließungszone ersetzt werden. Dies ergibt sich aus § 16 Abs. 
4 NÖ ROG 2014, wonach gilt: 
„Eine fehlende Standorteignung gemäß § 15 Abs. 3 kann – ausgenommen Altlasten und Ver-
dachtsflächen – durch Freigabevoraussetzungen nicht ersetzt werden“ (§ 16 Abs. 4 NÖ ROG 
2014). 
 
 
Zusammenfassung: 
Die Änderung entspricht den Festlegungen des Örtlichen Entwicklungskonzeptes und dient 
der Umsetzung der Ziele des Örtlichen Entwicklungskonzeptes. Die Widmung liegt im beson-
deren öffentlichen Interesse der Gemeinde.  
Durch die Widmungsänderung kommt es zu einer Erhöhung des Ausmaßes der Bauland-Wid-
mung, die raumordnungsfachlichen und -rechtlichen Mobilisierungsmaßnahmen (Aufschlie-
ßungszone und Wohnbaulandvertrag) tragen zu einer zeitnahen Bebauung bzw. widmungs-
konformen Nutzung bei. 
Durch die vorgesehene Widmungsänderung werden rechtlich schutzwürdige Interessen Dritter 
nicht beeinträchtigt. 
Die geplanten Widmungsänderung lassen keine erheblichen Auswirkungen auf den Arten-
schutz erwarten.  
Klimawandelanpassungen und technische, sowie ökologische Ausgleichsmaßnahmen sollen 
für die Vorbehaltsflächen umgesetzt werden, sobald eine Detailplanung in nähere Betrachtung 
gezogen wird. 
 
 

6.5 ÄP 4 – Widmung von Bauland-Agrargebiet und Verkehrsfläche-Öffentlich 
Ost 

 
Einleitung und Ausgangssituation 
Der stetige Anstieg der Bevölkerungszahl und die rasche Bebauung der Baulandreserven sind 
Indikatoren für die Notwendigkeit von Wohnraum, weshalb in der KG Eisengraben im östlichen 
Teil des Siedlungsgebietes ein Bereich (Gst. 96) zu Bauland-Agrargebiet umgewidmet werden 
soll. Die Parzellierung sieht 3 Parzellen vor und die Erschließung wird mit einer östliche gele-
genen Gemeindestraße (Vö) stattfinden. 
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Abbildung 34: Ausschnitt aus dem Plan Darstellung der Änderungen 

 

Räumlicher Bezug 
KG Eisengraben: Gst. 96 
 

Widmungsänderung 
Grünland-Land- und Forstwirtschaft - Offenlandfläche zu Bauland-Agrargebiet im Ausmaß von 
circa 3000 m² 
Grünland-Land- und Forstwirtschaft - Offenlandfläche zu Verkehrsfläche Öffentlich – Gemein-
destraße im Ausmaß von circa 750m² 
 

Motivation und Interessensabwägung 
Diese Fläche ist nicht in den geplanten Verdichtungsflächen oder Flächen für Siedlungsent-
wicklung des Örtlichen Entwicklungskonzeptes enthalten. Der vorläufige Siedlungsabschluss 
laut Entwicklungskonzept ist allerdings noch nicht erreicht. Insofern ist die Widmung als ge-
ringfügige Abrundung anzusehen, die den Zielsetzungen des Entwicklungskonzeptes nicht wi-
derspricht.  
Ein weiterer Punkt, welcher betrachtet werden muss, ist die Verkehrssituation. Da es sich zu-
künftig um eine Gemeindestraße/ Siedlungsstraße handelt, wird die Straße auf eine Breite von 
6 Metern ausgewiesen. Nach Betrachtung der gesamten verkehrlichen Situation ist davon aus-
zugehen, dass das Verkehrsaufkommen nicht maßgeblich steigen wird. Der Großteil des Ver-
kehrs wird voraussichtlich von Anrainern produziert werden. Ein kleinerer Anteil wird dennoch 
durch den Durchgangsverkehr entstehen. Außerdem ist der nördliche Kreuzungspunkt ein Hin-
dernis für die Übersichtlichkeit der Verkehrssituation. Eine Möglichkeit dieses Problem zu mi-
nimieren wäre die Zusammenlegung der Kreuzungspunkte zu einem, um die Übersichtlichkeit 
und die Sicherheit im Verkehr zu gewährleisten. Die Landesstraße L7054, welche bisher noch 
südlich des Widmungsbereichs verläuft und in welche die Gemeindestraße mündet, wird im 
Zuge des neuen Straßenprojekte verlegt. Die neu entstehende Straße wird dann zu L7054, 
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wobei der gegenständliche Streckenabschnitt zu einer Gemeindestraße abgetauscht wird und 
somit der Kreuzungspunkt im Süden des neuen Bereichs keine Auswirkungen auf die Landes-
straße haben wird. Dennoch entsteht auch in diesem Bereich ein weiterer Kreuzungspunkt, 
was bei der Planung unbedingt beachtet werden muss. Falls die neue Anbindung vor dem 
Straßentausch stattfindet, muss um Sondernutzung im Wege der Straßenmeisterei Gföhl an-
gesucht werden.  
 
Diese Baulandwidmung wird als Vertragsbauland ausgewiesen. Außerdem wird der Bereich 
als Aufschließungszone gewidmet. Voraussetzung für die Freigabe ist die Vorlage eines be-
hördlich bewilligten Teilungsplans mit drei Parzellen. Außerdem wird vertraglich sichergestellt, 
dass der Anschluss an die Wasserversorgung und Abwasserentsorgung im Zuge der Straßen-
errichtung erfolgt. Darüber hinaus muss das Straßenprojekt „Niveaufreimachung Reitterner 
Kreuzung – Spange Eisengraben“ bereits umgesetzt sein. Damit soll ein zweckmäßiger An-
schluss an das bestehende Straßennetz gewährleistet werden. Zugleich wird sichergestellt, 
dass die geplante Gemeindestraße in das Gemeindestraßennetz eingebunden wird und kei-
nen direkten Knotenpunkt mit der künftigen Straßenführung der Landesstraße L7054 bildet. 
 

 

Abbildung 35: Ausschnitt aus dem rechtskräftigen ÖEK 

 
§ 25 Abs. 4 NÖ ROG – Entfall Strategische Umweltprüfung 
 
Zi 3. Das Flächenausmaß der Abrundung beträgt ca. 3000m² 

➔ das Flächenausmaß der Erweiterung beträgt maximal 1 Hektar 
Am Standort und im Umgebungsbereich ist kein Landschaftsschutzgebiet, Europaschutzge-
biet, Natur-denkmal oder Nationalpark vorhanden. 

➔ die Fläche liegt außerhalb naturschutzrechtlich festgelegter Gebiete (Landschafts-
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schutzgebiet, Europaschutzgebiet, Naturdenkmal, Nationalpark) 
 
Die untenstehende Tabelle dokumentiert die Raum- und Umweltverträglichkeit der geplanten 
Widmung. 
 

Raumordnungsfachliche 
Kriterien 

Beschreibung, Begründung 

Verbindliche Ziele (ROG, 
ÖEK) 

NÖ ROG 2014 § 1 Abs 2 Z 3 lit. a: Planung der Siedlungsentwicklung 
innerhalb von oder im unmittelbaren Anschluss an Ortsbereiche. 
Der Widmungsbereich befindet sich innerhalb der Festlegungen der vor-
läufigen Siedlungsgrenze im Örtlichen Entwicklungskonzept (ÖEK)  

Überörtliche Planungs-
festlegungen 

keine planerische Zielsetzung im Regionalen Raumordnungsprogramm 
(RegROP) Bereich Krems → kein Widerspruch, keine Siedlungsgrenze 

Geordnete Entwicklung 
anderer Gemeinden 

Durch die kleinräumliche Ausdehnung keine erheblichen Auswirkungen 
auf andere Gemeinden zu erwarten 

Änderungsanlass, raum-
ordnungsfachliche Be-
gründung 

NÖ ROG 2014 § 25 Abs 1a Z 1  … Verwirklichung der Ziele des Ent-
wicklungskonzeptes: Eisengraben als potenzieller Wohn- und Wirt-
schaftsstandort 

Öffentliches Interesse Erweiterung des Siedlungsgebietes in einer kompakten Struktur mit 
Rücksicht auf Anbindung und Erreichbarkeit (öffentlicher Verkehr)  

Standortwahl, Varianten-
vergleich 

Anschluss an bestehendes Siedlungsgebiet, viel des bestehenden Ver-
tragsbaulandes wurde in den letzten Jahren bebaut; 

Geschlossene Siedlungs-
entwicklung 

Abrundung des Siedlungsbereichs – unterstützt die geschlossene Sied-
lungsentwicklung 

Berücksichtigung Sied-
lungsstrukturen 

Geringfügige Erweiterung und Abrundung bestehender Siedlungsstruk-
turen 

Sicherung anderer Stan-
dorteignungen  

Randbereich bereits bestehender Siedlung, landwirtschaftliche Eignung 
aufgrund der Lage in Wohnraumnähe nur bedingt gegeben; 

Nutzungskonflikte, Ab-
schirmung 

Keine Nutzungskonflikte mit umliegenden Widmungen zu erwarten – 
Wohnen; Grünland-Land- und Forstwirtschaft (Offenlandflächen) 

Soziale Infrastruktur, Da-
seinsvorsorge 

Relativ betrachtetet innerörtliche Lage bzw. Randbereich des Ortsge-
biets- > sehr gute Erreichbarkeit der Öffentlichen Haltestellen 

Sozialverträglichkeit Randbereich bebaute Ortschaft -> kompakte Siedlungsentwicklung - 
siehe Kapitel Grundlagenforschung – induzierte Bevölkerungszunahme 

Bodenpolitik  

Bedarf (Baulandreserven, 
Innenverdichtung) 

innerörtliche Lage bzw. Randbereich bebaute Ortschaft -> kompakte 
Siedlungsentwicklung; 
geplante Neuwidmung dient der bedarfsgerechten Verdichtung des 
Siedlungsraumes;  
Das Bevölkerungswachstum verlangt nach einem moderaten Wachstum 
von Baulandwidmungen und der Möglichkeit zur Ansiedlung 

Verfügbarkeit, Mobilisie-
rung 

Dieser Bereich wird als Aufschließungszone und Vertragsbauland ge-
widmet und beinhaltet die Bedingungen der Vorlage eines behördlich 
bewilligten Teilungsplans mit 3 Parzellen und einer widmungsgemäßen 
Bebauung Baulandbereichs (BA-A9-Vt26) zu mindestens 80% der aus-
gewiesenen Bauplätze, sowie die vertragliche Sicherstellung des An-
schlusses an die Wasserversorgung und Abwasserentsorgung im Zuge 
der Straßenerrichtung, sowie das abgeschlossene Projekt der „Niveauf-
reimachung Reitterner Kreuzung – Spange Eisengraben“ 

Flächen-/bodensparend Randbereich bebaute Ortschaft -> kompakte Siedlungsentwicklung, 
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Absicherung durch Baulandbefristung 
Landwirtschaftliche Pro-
duktionsflächen, zusam-
menhängende Flur 

Randbereich bebaute Ortschaft -> landwirtschaftliche Nutzung keine 
Teilung der Flure 

Technische 
Voraussetzungen 

 

Hochwasser, Wildbach, 
Lawinen 

Keine Lage im Hochwassergefährdungsbereich, Wildbach oder Lawi-
nenzone 

Sturz-/Rutschprozesse Keine Überlagerung mit Geogenen Gefahrenhinweiskarten Rutsch- und 
Sturzprozesse  

Hangwasser Keine Überlagerung mit Hangwasserfließweg 
 

Grundwasser Kein Hinweis bekannt → keine negativen Auswirkungen zu erwarten; 
keine Kategorisierung in der eBod2-Karte 

Nutzungsgeschichte Keine Hinweise auf Altlasten oder andere Einschränkungen  
Schatten- oder Feucht-
lage 

Keine Schatten- oder Feuchtlage 
 

Wasserver- und Abwas-
serentsorgung 

Wasserver- und Abwasserentsorgung grundsätzlich vorhanden, im De-
tail im Zuge der Erschließung herzustellen (in den Aufschließungs-be-
dingungen enthalten) 

Verkehrsaspekte  

Erschließung Wird anhand einer eigenen Gemeindestraße mit 6,0 Meter Breite er-
schlossen 

Verkehrsabwicklung, -
fluss 
Verkehrssicherheit 

Auswirkungen sind insbesondere hinsichtlich des zusätzlichen Ver-
kehrsaufkommens zu erwarten. Bei drei Bauparzellen und somit voraus-
sichtlich drei Einfamilienhäusern ist unter Annahme von 2,55 Personen 
je Haushalt mit einem Bevölkerungszuwachs von rund 8 Personen zu 
rechnen (vgl. Statistik Austria). Auf Grundlage der Mobilitätserhebung 
Niederösterreich 2018, wonach in Niederösterreich durchschnittlich 
rund 3,0 Wege pro Person und Werktag zurückgelegt werden, ergibt 
sich daraus ein zusätzliches Verkehrsaufkommen von rund 23 Wegen 
pro Werktag. Bei einem MIV-Anteil rund 52 %, entspricht dies einer zu-
sätzlichen Belastung von etwa 12 Kfz-Fahrten bzw. Fahrzeugbewegun-
gen pro Werktag (vgl. Mobilitätserhebung Niederösterreich Stand: 14. 
Juni 2016. – Land Niederösterreich). 

Umweltverbund Die nächstgelegene Bushaltestelle befindet sich circa 150 Meter entfernt 
Eisengraben b.Gföhl Nr.35 

Umweltaspekte  

Sicherheitsabstände zu 
SEVESO-Betrieben 

Keine SEVESO-Betriebe im Gemeindegebiet 

Ortsbild Randbereiche angrenzend an bereits bebauten Bereich mit Einfamilien-
häusern → keine erheblichen Auswirkungen zu erwarten 

Landschaftsbild, -funktio-
nen 

Innerörtliche Lage bzw. Randbereiche bereits bebauter und umschlos-
sener Bereich → keine erheblichen Auswirkungen zu erwarten 

Natur-, Artenschutz Erläuterung siehe Textabschnitt unterhalb 
Klimawandelanpassung Keine erheblichen Auswirkungen hinsichtlich Klimawandelanpassung zu 

erwarten; Intensiv landwirtschaftlich genutzte Flächen 
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Natur- und Artenschutz 
Bei der Fläche handelt es sich um eine landwirtschaftlich intensiv genutzte Ackerfläche an-
schließend an das Siedlungsgebiet. Es gibt keine Überlagerung mit einem Natura 2000 
Schutzgebiet oder Landschaftsschutzgebiet. Ebenso werden aufgrund der Entfernung und 
Widmungsänderung Ausstrahlungswirkungen auf die nächstgelegenen Schutzgebiete ausge-
schlossen. Der Feldrain direkt angrenzend an ein Wohngebäude zeigt einen rasenähnlichen 
Charakter bei den Erhebungen im Juni 2026. Anschließende Randstreifen zeichnen sich durch 
eine hohe Anzahl und Dominanz von Gräsern gegenüber anderen Pflanzenarten aus. Verein-
zelt wurden Acker-Ehrenpreis [Veronica agrestis], Acker-Hellerkraut [Thlaspi arvense] sowie 
Löwenzahn [Taraxacum] im Feldrain gesichtet. Ein Vorkommen von gänzlich geschützten Ar-
ten nach NÖ Artenschutzverordnung wird nicht vermutet. 
Fazit: Die Widmung lässt keine maßgeblichen Auswirkungen auf den Artenschutz er-
warten 
 
 

Änderungsanlass 
Die Änderung wird begründet gemäß NÖ ROG 2014 § 25 Abs. 1a 
Z 1 … Verwirklichung der Ziele des Entwicklungskonzeptes: Eisengraben als potenzieller 
Wohn- und Wirtschaftsstandort 
 

Zusammenfassung 
Die Widmung liegt im besonderen öffentlichen Interesse der Gemeinde.  
Durch die Widmungsänderung kommt es zu einer Erhöhung des Ausmaßes der Bauland-wid-
mung, die raumordnungsfachlichen und -rechtlichen Mobilisierungsmaßnahmen (Aufschlie-
ßungszone und Vertragsbauland) tragen zu einer zeitnahen Bebauung bzw. widmungskonfor-
men Nutzung bei. 
Die Widmung lässt keine erheblichen Auswirkungen auf den Artenschutz erwarten. 
Rechtlich schutzwürdige Interessen Dritter werden durch die Umwidmung nicht beeinträchtigt.  
 

6.6 Conclusio ÄP1 bis ÄP4:  
Bezugnehmend auf die vorangegangenen Änderungspunkte soll hier zusammengefasst wer-
den, welche Auswirkungen zu erwarten sind und wie diese beurteilt werden. Das moderate 
Wachstum, welches durch die Grundlagenforschung dokumentiert wurde, führt dazu, dass 
neues Wohnbauland benötigt wird. Durch das Entwicklungskonzept und die dort ausgewiese-
nen Siedlungserweiterungsflächen sind in der KG Eisengraben bereits Flächen vorbestimmt, 
welche zum maßvollen Zuwachs von Baulandwidmungen beitragen sollen. Die Idee dieses 
Änderungsverfahrens ist es, einige der Potentialflächen bereits jetzt zu mobilisieren. Die Ei-
gentümer der oben erläuterten Bereiche sind derzeit überzeugt, diese Flächen als Mobilisie-
rung zugänglich zu machen. Allerdings muss festgehalten werden, dass 22 Parzellen den Be-
darf an neuem Bauland übersteigen. Die Widmung ist daher auch in einem mittelfristigen Um-
setzungshorizont zu betrachten. Die umfangreichen infrastrukturellen Maßnahmen in der Ort-
schaft veranlassen die Gemeinde zu den Neuwidmungen, auch in dem Wissen, dass eine 
Bebauung schrittweise erfolgen wird. 
Wird davon ausgegangen, dass die Bevölkerungsentwicklung stetig zunimmt. So wie es in den 
letzten 40 Jahren der Fall war, ist ein Bevölkerungszuwachs von circa 50 Personen in den 
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nächsten 10 Jahren zu erwarten. Die kurz-mittelfristige Mobilisierung in diesem Ausmaß im 
Sinne des Entwicklungskonzeptes macht daher nur bedingt Sinn. Rechnet man mit 2,55 Per-
sonen pro Haushalt (Statistik Austria) ist von einem Zuwachs von 56 Personen in den nächsten 
10 Jahren auszugehen. Das bedeutet wiederrum, dass die angedachte Baulanderweiterung 
mit Blick auf den zeitlichen Bereich von circa 10 Jahren durchaus nachvollziehbar ist, dennoch 
eine Widmung von allen Bereichen zum jetzigen Zeitpunkt aus gemeindepolitischer Sicht nun-
mehr zielführend ist. Deshalb wurden die Mobilisierungsmaßnahmen wie bereits erläutert an-
gedacht:  
 
Die Staffelung der Aufschließung soll Strukturen in die Erweiterungen bringen. Die Restbaure-
serven in Eisengraben sollen ebenfalls noch bebaut werden und könnten durch übermäßiges 
Angebot zu unbebauten Altreserven verfallen. Die Aufschließungszonen A9 und A10 sind des-
halb gestaffelt angeordnet, um mögliche negative Auswirkungen zu vermeiden. Diese können 
eine Aufschließung bekommen, sobald die zugewiesenen Bereiche zu 80% eine Baubeginns-
erklärung besitzen. Dadurch kann ein natürliches Wachstum, wie es ebenfalls bei der Bevöl-
kerungszahl zu erwarten ist, simuliert werden. Somit übersteigt das Baulandangebot zum jet-
zigen Zeitpunkt den Baulandbedarf nicht maßgeblich und die zukünftigen Aufschließungen von 
A9 und A10 decken den Baulandbedarf der zweiten Hälfte der Wachstumsperiode, welche in 
diesem Fall 10 Jahren entspricht. 
 
 

6.7 ÄP 5 –Widmung von Bauland-Betriebsgebiet zu Bauland-Agrargebiet 
 

Einleitung und Ausgangssituation 
In der KG Eisenbergeramt soll in einer bereits aufgelösten Betriebsstätte, welche sich im Bau-
land-Betriebsgebiet befindet, die Wohnnutzung ermöglicht werden. Die alte Gaststätte wurde 
zur Wohnnutzung umgebaut und soll nun die Widmung Bauland-Agrargebiet bekommen, so 
wie es bei den umliegenden Grundstücken ebenfalls der Fall ist. 
Somit kann das Gebäude von 1980 einer sinnvollen und nachhaltigen Nachnutzung unterzo-
gen werden und wirkt dem Leerstand, sowie der neuen Bodenversiegelung entgegen. 
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Abbildung 36: Ausschnitt aus Plan Darstellung der Änderungen, Eisenbergeramt 

 
Räumlicher Bezug 
KG Eisenbergeramt Gst. 286/2 
 

Widmungsänderung 
Widmung von Bauland-Betriebsgebiet zu Bauland-Agrargebiet im Ausmaß von circa 5.800m² 
Widmung von Bauland-Betriebsgebiet zu Grünland-Grüngürtel Verhindern von Ein- und Aus-
fahrten im Ausmaß von circa 300m² 
 

Motivation und Interessensabwägung 
Die Auflösung der Betriebsstätte führte dazu, dass das Gebäude nicht mehr betrieblich genutzt 
wird und aufgrund der Widmung auch nicht als Wohngebäude verwendet werden darf. Die 
Umwidmung zu Bauland-Agrargebiet ermöglicht es einen potentiellen Leerstand der Wohn-
nutzung zu übergeben und dadurch nachhaltigen Wohnraum in der Gemeinde im Bereich von 
erschlossenen Kleinräumen zu schaffen.  
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Stellungnahme der Landesstraßenplanung: 
Aufgrund der gestreckten Linienführung und der Kreuzungsnähe B32/L8088 soll die beste-
hende Ausfahrt auf die B32 zur Erhöhung der Verkehrssicherheit geschlossen werden. Die 
Verkehrsführung soll zukünftig über die beiden vorhandenen Ausfahrten der Landesstraße 
L8088 erfolgen. 
 
Dieses Verhindern von Ein- und Ausfahrten wird mithilfe eines Grüngürtels – Verhindern von 
Ein- und Ausfahrten im Flächenwidmungsplan festgelegt, da in der Gemeinde kein Bebau-
ungsplan existiert und dies das einzige Mittel der Raumordnung ist, diese Ein- und Ausfahrt 
auf die B32 zu unterbinden. Der Grüngürtel muss allerdings nicht ausgepflanzt werden.  
 

 

Abbildung 37: Diese Ein- und Ausfahrt auf die B32 soll unterbunden werden 
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Abbildung 38: Diese zwei Ein- und Ausfahrten auf die L8088 sollen verwendet werden 

 

Abbildung 39: Ausschnitt des Orthofotos mit der Überlagerung der geplanten Widmung BA und Ggü- Verhindern von Ein- und 
Ausfahrt 

 
 
 

Verhinderung 
der Ein- und 
Ausfahrten 

Verwendung 
der Ein- und 
Ausfahrten 
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§ 25 Abs. 4 Zi 2. NÖ ROG – Entfall Strategische Umweltprüfung 
c) Wenn…lediglich die Anpassung an tatsächlich bestehende rechtmäßige und zulässige Nut-
zung vorgenommen wird; 
d) Wenn…die möglichen Umweltauswirkungen durch die neue geplante Widmungsart entwe-
der unverändert bleiben oder potenzielle negative Umweltwirkungen verringert werden; 

➔ Bereits als Bauland-Betriebsgebiet gewidmet, daher ist davon auszugehen, dass sich 
die Nutzungsauslastung verringert, anstatt erhöht; 

 
Die Raum- und Umweltverträglichkeit der geplanten Widmungsmaßnahme wird durch die In-
halte der untenstehenden Tabelle nachgewiesen. 
 

Raumordnungsfachliche 
Kriterien 

Beschreibung, Begründung 

Verbindliche Ziele (ROG, 
ÖEK) 

NÖ ROG 2014 § 1 Abs 2 Z  
1b) Schonende Verwendung natürlicher Ressourcen;  
1f) Erhaltung und Verbesserung des Orts- und Landschaftsbildes. 
Festlegungen im ÖEK weisen das Gebiet als „regional angepasst aus-
baufähiger Betriebsstandort“ aus; Diese werden bei Neuwidmung ver-
tiefte Untersuchungen unterzogen:  
Natur – Schutzgut Tiere, Pflanzen und Lebensräume -> Artenschutz 
Standortgefahren -> Hangwasser  
Boden, Versiegelung 
Das sich allerdings um eine Umwidmung und um keine Neuwidmung 
handelt, können diese Kriterien vernachlässigt werden 

Überörtliche Planungs-
festlegungen 

keine planerische Zielsetzung im Regionalen Raumordnungsprogramm 
(RegROP) Bereich Krems → kein Widerspruch 

 
 

Geordnete Entwicklung 
anderer Gemeinden 

Durch die räumliche Lage keine erheblichen Auswirkungen auf andere 
Gemeinden zu erwarten; Durch die Widmungsänderung wird weniger 
Einfluss auf die angrenzende Gemeinde erwartet, wie bisher;  

Änderungsanlass, raum-
ordnungsfachliche Be-
gründung 

NÖ ROG 2014 § 25 Abs 1a Z 6 … Zur Vermeidung von erkennbaren 
Fehlentwicklungen und Entwicklungsdefiziten: Vermeidung von Leer-
stand und Verfall; Schaffung von Wohnraum und Entgegenwirken der 
Bodenversiegelung 

Öffentliches Interesse Erhalt des Orts- und Landschaftsbildes, sparsamer Umgang mit Grund 
und Boden;  

Standortwahl, Bereits bestehendes Bauland-Betriebsgebiet, Auflösung der 
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Variantenvergleich Betriebsstätte; keine andere Standortwahl möglich/ sinnvoll 
Geschlossene Siedlungs-
entwicklung 

Zusammenschluss des Bauland-Agrargebietes, lediglich Umwidmung 
von bestehendem Bauland 

Berücksichtigung Sied-
lungsstrukturen 

Keine Änderung zu erwarten 

Sicherung anderer Stan-
dorteignungen  

Auflösung der Betriebsstätte; da eine Wohnnutzung gewünscht wird und 
die umliegenden Grundstücke ebenfalls die Widmung Bauland-Agrarge-
biet besitzen 

Nutzungskonflikte, Ab-
schirmung 

Keine Nutzungskonflikte mit umliegenden Widmungen zu erwarten 

Soziale Infrastruktur, Da-
seinsvorsorge 

Starker Randbereich des Gemeindegebiets und außerhalb kompakter 
Siedlungsstrukturen, aber Nachnutzung von bestehendem Gebäude  

Sozialverträglichkeit Induzierte Bevölkerungszunahme; Aufgrund der Wohnnutzung wird sich 
die soziale Verträglichkeit vermutlich verbessern, da die Betriebsstätte 
aufgelöst wurde und nurmehr mit Wohnstandort-abhängigem Verkehr zu 
rechnen ist, so wie es bei den Anrainergrundstücken der Fall ist. 

Bodenpolitik  

Bedarf (Baulandreserven, 
Innenverdichtung) 

Es entstehen keine Baulandreserven, das Grundstück ist bereits bebaut 
und wird zukünftig als Wohngebäude verwendet; bereits bebaut 

Verfügbarkeit, Mobilisie-
rung 

Keine Mobilisierung notwendig 

Flächen-/bodensparend Sehr bodensparend, da bereits bebaut, lediglich Nutzungsänderung 
Landwirtschaftliche Pro-
duktionsflächen, zusam-
menhängende Flur 

Keine Störung der Landwirtschaft oder der zusammenhängenden Flure 

Technische 
Voraussetzungen 

 

Hochwasser, Wildbach, 
Lawinen 

Keine Lage im Hochwassergefährdungsbereich, Wildbach oder Lawi-
nenzone 

Sturz-/Rutschprozesse Keine Überlagerung mit Geogenen Gefahrenhinweiskarten Rutsch- und 
Sturzprozesse  

Hangwasser Keine Überlagerung mit Hangwasserfließweg  
Grundwasser Kein Hinweis bekannt → keine negativen Auswirkungen zu erwarten; 

trockener Boden laut eBod2 
Nutzungsgeschichte Keine Hinweise auf Altlasten oder andere Einschränkungen  
Schatten- oder Feucht-
lage 

Keine Schatten- oder Feuchtlage 
 

Wasserver- und Abwas-
serentsorgung 

Wasserver- und Abwasserentsorgung vorhanden 

Verkehrsaspekte  

Erschließung Über die bereits bestehenden Infrastrukturen gegeben → keine negati-
ven Auswirkungen zu erwarten 

Verkehrsabwicklung, -
fluss 
Verkehrssicherheit 

Der Anschluss an Gemeindestraße und Landesstraße ist übermäßig ge-
geben. Das Grundstück besitzt mindestens vier Ausfahrten, was für die 
Betriebsstättennutzung sehr nützlich. Für die folgende Nutzung als 
Wohngebäude, sind die Aus- und Einfahrten nicht ideal. Zu erwarten ist, 
dass die Zufahrten nicht mehr in dem Ausmaß verwendet werden, wie 
diese während der aufrechten Betriebsstätte verwendet wurden; 
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Die Stellungnahme der Landesstraßenplanung hat ergeben, dass die 
Ausfahrt auf die B32 geschlossen werden soll und die Ausfahrten auf 
die Landesstraße L8088 erfolgen sollen. Dies wird mit einem Grüngür-
tel-Verhindern von Ein- und Ausfahrten umgesetzt. 
 

 
Umweltverbund Eisenbergeramt bzw. Preinreichs – direkt vor dem Gebäude ist die 

nächste Haltestelle des öffentlichen Busverkehrs  

Umweltaspekte  

Sicherheitsabstände zu 
SEVESO-Betrieben 

Keine SEVESO-Betriebe im Gemeindegebiet 

Ortsbild Bereich bereits bebaut → keine Auswirkungen zu erwarten 
Landschaftsbild, -funktio-
nen 

Bereich bereits bebaut → keine Auswirkungen zu erwarten 

Natur-, Artenschutz Der Widmungsbereich ist bereits bebaut und großflächig geschottert. 
Der Grund der Umwidmung ist die Möglichkeit die Betriebsstätte als 
Wohnhaus zu nutzen. Deshalb wird sich an dem IST-Zustand nicht ver-
ändern. Es ist nicht davon auszugehen, dass die Widmungsänderung 
einen Einfluss auf den Natur- und Artenschutzen haben wird.  

Klimawandelanpassung Keine wesentliche Änderung des IST-Zustandes → keine erheblichen 
Auswirkungen hinsichtlich Klimawandelanpassung zu erwarten;  

 
Änderungsanlass 
Die Änderung wird begründet gemäß NÖ ROG 2014 § 25 Abs. 1a 
Z 6 … wenn dies zur Vermeidung von erkennbaren Fehlentwicklungen oder Entwicklungsde-
fiziten dient: Vermeidung von Leerstandsobjekten in einem Wohnumfeld 
 

Zusammenfassung 
Die Änderung entspricht den Festlegungen des Örtlichen Entwicklungskonzeptes und dient 
der Umsetzung der Ziele des Örtlichen Entwicklungskonzeptes. Die Widmung liegt im beson-
deren öffentlichen Interesse der Gemeinde.  
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Durch die Widmungsänderung kommt es zu keiner Erhöhung des Ausmaßes der Baulandwid-
mung. Es entstehen keine neuen Baulandreserven. 
Durch die vorgesehene Widmungsänderung werden rechtlich schutzwürdige Interessen Dritter 
nicht beeinträchtigt. 
Die geplanten Widmungsänderung lassen keine erheblichen Auswirkungen auf den Arten-
schutz erwarten.  
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7 BATTERIESPEICHER UND PV-ANLAGEN:  

7.1 Allgemeines und Einleitung sowie Grundsätzliches 
Seit der Novellierung des Raumordnungsgesetzes im Oktober 2025 ist für eigenständige 
Groß-Batteriespeicher im Grünland in NÖ grundsätzlich die Widmung Grünland-Batteriespei-
cheranlagen erforderlich. Die Novelle betrifft vor allem Stand-alone-Großspeicher im Grün-
land. Der Landtagsantrag zur Novelle bezeichnet Batteriespeicher als zentralen Bestandteil 
moderner Energieinfrastruktur, der wesentlich zu Netzstabilität und Versorgungssicherheit bei-
trägt. Gleichzeitig wird ausdrücklich betont, dass für größere Speicherparks klare Rahmenbe-
dingungen und strategische Planung erforderlich sind. Eine ausdrückliche landesweite Eig-
nungszonenregelung oder ein sektorales Raumordnungsprogramm für Grünland-Batteriespei-
cheranlagen ist im NÖ ROG derzeit nicht vorgesehen. 
Die Leitziele des NÖ ROG umfassen unter anderem den Ausbau erneuerbarer Energie, die 
Reduktion von Treibhausgasemissionen, sparsame Energienutzung und sparsame Verwen-
dung von Grund und Boden. Für Gemeinden ist zudem im örtlichen Raumordnungsprogramm 
bzw. in den Grundlagen ein Energie- und Klimakonzept mit Potenzialen für erneuerbare Ener-
gien vorgesehen. 
 
Auf dem Gemeindegebiet von Jaidhof wird aktuell ein neues leistungsstarkes Umspannwerk 
errichtet. Damit wird der technisch vorgeprägte Kleinraum im Bereich der Kreuzung B 37 und 
L76 noch deutlicher technisch-baulich beansprucht. Dieser Standort definiert sich über die 
Hauptverkehrsachsen, das Jaidhofer Betriebsgebiet, einen agrarischen Intensivbetrieb und 
nunmehr auch durch die Dominanz des Umspannwerkes. Erkennbar sind die Windkraftanla-
gen im Nahbereich sowie eine PV-Anlage im Bereich des Wirtschaftshofes von Schloss Jaid-
hof. Alleine daraus resultieren bereits eindeutige Standortvoraussetzungen für weitere ener-
gietechnische Nutzungen. 
Standort mit gesichertem bzw. technisch geeignetem Netzanschluss: Nahbereich vom 
Umspannwerk oder leistungsfähiger Netzinfrastruktur. 
Bereits technisch geprägter, vorbelasteter Standort: damit geht eine sparsame Bodenin-
anspruchnahme einher, geringere Nutzungskonflikte und bessere Erschließung  
Konfliktarme Lage mit ausreichendem Abstand zu Wohnbauland, sensiblen Nutzungen, Er-
holungsräumen, hochwertigen Landschaftsbereichen, wertvollen Böden, Hochwasser- oder 
Gefahrenbereichen, insbesondere auch zur Vermeidung wechselseitiger Störungen, Orts- und 
Landschaftsbild, Sicherheit sowie Schutz von Grünland und Boden. 
 
Die Gemeinde verfolgt mit der Widmung ein öffentliches Interesse an einer leistungsfähigen, 
zukunftsfähigen und regional wirksamen Energieinfrastruktur. Der Batteriespeicher dient nicht 
nur einem privaten Betreiberinteresse, sondern kann die Nutzung erneuerbarer Energie, die 
Entlastung bzw. Stabilisierung des Netzes und die Versorgungssicherheit im Raum Gföhl-Jaid-
hof unterstützen. Die Lage beim Umspannwerk ist aus raumordnungsfachlicher Sicht zweck-
mäßig, weil der Batteriespeicher dort an bestehende bzw. neu geschaffene Netzinfrastruktur 
angebunden werden kann. Dadurch werden zusätzliche Leitungstrassen, verstreute techni-
sche Einzelstandorte und weitere Eingriffe in unvorbelastete Grünräume vermieden oder re-
duziert. Die Widmung folgt damit dem Prinzip der Bündelung technischer Infrastruktur. Die 
Widmung bewirkt eine Konzentration energietechnischer Nutzungen an einem bereits infra-
strukturell geprägten Standort. Dadurch wird eine verstreute Inanspruchnahme des Grünlands 
vermieden. Der Standort im Bereich B37/L76 ist gegenüber siedlungsnahen, landschaftlich 
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sensiblen oder landwirtschaftlich besonders hochwertigen Alternativstandorten raumord-
nungsfachlich vorzugswürdig, sofern keine höherrangigen Schutzinteressen entgegenstehen. 
 
Die Festlegung der Widmung Grünland-Batteriespeicheranlagen im Bereich des Umspann-
werks Gföhl-Jaidhof erfolgt aus öffentlichem Interesse an einer sicheren, leistungsfähigen und 
zukunftsfähigen Energieversorgung. Der Standort steht in unmittelbarem funktionalem Zusam-
menhang mit dem neu errichteten 110/20-kV-Umspannwerk und nutzt die dort vorhandene 
bzw. im Ausbau befindliche Netzinfrastruktur. 
 
Aufgrund der neuen Festlegungen zu Batteriespeicher im NÖ ROG sind konkret im Örtlichen 
Entwicklungskonzept keine Detailangaben zu finden. Aus dem Verordnungstext ergibt sich 
keine ausdrückliche Batteriespeicherstrategie. Die bestehende Planungsstrategie der Ge-
meinde enthält aber mehrere sachliche Anknüpfungspunkte für die Widmung einer Grünland-
Batteriespeicheranlage, insbesondere die Entwicklung von Eisengraben als Wirtschaftsstand-
ort, die Konzentration größerer Betriebsstandorte im Anschluss an die B37, die Nutzung vor-
handener Infrastruktur, die abseitige Lage zum Siedlungsgebiet sowie die Unterstützung na-
turverträglicher alternativer und ressourcenschonender Energiegewinnung. Die geplante Wid-
mung steht im Einklang mit der bestehenden Planungsstrategie und konkretisiert diese im 
Lichte der aktuellen energieraumplanerischen Anforderungen. 
 
In den folgenden Erläuterungen wird auf die Widmungsstandorte im Detail eingegangen. 
 

7.2 ÄP 6 – Widmung von Grünland Photovoltaikanlage und Grünland Batterie-
speicher 

 

Einleitung und Ausgangssituation  
Auf den Grundstücken 85 und 86 ist eine Photovoltaikanlage mit einem Batteriespeicher ge-
plant. Der Batteriespeicher entsteht dabei in der näheren Umgebung der B37 und der neu 
geplanten Ausfahrt der L7054. Entlang der geplanten Streckenführung der Landesstraße wer-
den die zwei östlich angrenzenden Grundstücke als Gpv gewidmet. Die Begrenzung in nördli-
cher Richtung dieser PV-Anlage wird die neue Streckenführung der Landesstraße sein. 
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Abbildung 40: Ausschnitt aus dem Flächenwidmungsplan mit den Änderungen 

 
 
Räumlicher Bezug 
KG Eisengraben, Gst. 85, 86 
 

Widmungsänderung 
Grünland-Land- und Forstwirtschaft - Offenlandfläche zu Grünland Photovoltaikanlage im Aus-
maß von circa 15.680m² 
Grünland-Land- und Forstwirtschaft - Offenlandfläche zu Grünland-Batteriespeicher im Aus-
maß von circa 850m² 
 

Motivation und Interessenabwägung 
Das Konzept der Photovoltaikanlage mit Batteriespeicher ist so lokalisiert, dass der direkte 
Anschluss des netzdienlichen Batteriespeichers an das neu errichtete Umspannwerk (Jaidhof 
Gföhl), das sich direkt angrenzend auf dem Grundstück 445/2 befindet, geben wird. Der Bat-
teriespeicher wird auf Streifenfundamenten errichtet, um den Versiegelungsgrad so gering wie 
möglich zu halten. Die Energieinfrastruktur im gesamten südlichen Bereich von Eisengraben 
bestärkt die Widmung in diesem Bereich. Das umliegende Landschaftsbild ist bereits stark 
geprägt durch das neue Umspannwerk, zwei Hochspannungsleitungen, die Bundesstraße, die 
neue Straßenführung der Landesstraße und das Betriebsgebiet auf der gegenüberliegenden 
Seite der B37. 
Die nachhaltige Versorgung mit Energie steht bei diesem Projekt im Vordergrund. Der Batte-
riespeicher ist dennoch durch die angedachte Kapazität zu groß für die Leistung der 
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